
LEITFADEN
für Gemeindeverwaltungen zur Durchführung
von Abstimmungen und Urnenwahlen

vom 1. Juli 2024



Verzeichnis gesetzliche Grundlagen:

Kantonale Gesetze (BGS) sind abrufbar unter: http://bgs.so.ch/

ASG Bundesgesetz über Schweizer Personen und Institutionen im Aus-
land, Auslandschweizergesetz (SR 195.1)

GG Gemeindegesetz vom 16. Februar 1992 (BGS 131.1)
GO Gesetz über die Gerichtsorganisation vom 13. März 1977

(BGS 125.12)
GpR Gesetz über die politischen Rechte vom 22. September 1996

(BGS 113.111)
KV Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986 (BGS 111.1)
VpR Verordnung über die politischen Rechte vom 28. Oktober 1996

(BGS 113.112)

Kontaktdaten:

Bei Fragen wenden Sie sich an

 die Staatskanzlei für Urnenwahlen:
Pascale von Roll, Staatsschreiber-Stv., Tel. 032 627 20 33,
E-Mail: pascale.vonroll@sk.so.ch
Patricia Etter, Juristin, Tel. 032 627 20 41,
E-Mail: patricia.etter@sk.so.ch
Melanie Joller, Juristin, Tel. 032 627 27 77,
E-Mail: melanie.joller@sk.so.ch

 das Amt für Gemeinden, wenn es sich um die Gemeindeorganisation
oder um die Wahlen durch den Gemeinderat handelt
(keine Urnenwahlen: Tel. 032 627 23 57).

Hilfsmittel/Muster:

Sämtliche Hilfsmittel, Muster, Merkblätter, Wahlkalender etc. finden Sie
unter:
https://so.ch --> Staatskanzlei --> Politische Rechte -->Für Gemeindeverwal-
tungen (Muster, Unterlagen)

http://bgs.so.ch/
https://bgs.so.ch/app/de/texts_of_law/131.1
https://bgs.so.ch/app/de/texts_of_law/125.12
https://bgs.so.ch/app/de/texts_of_law/113.111
https://bgs.so.ch/app/de/texts_of_law/111.1
https://bgs.so.ch/app/de/texts_of_law/113.112
mailto:pascale.vonroll@sk.so.ch
mailto:patricia.etter@sk.so.ch
mailto:melanie.joller@sk.so.ch
https://so.ch/staatskanzlei/politische-rechte/fuer-gemeindeverwaltungen-muster-unterlagen/
https://so.ch/staatskanzlei/politische-rechte/fuer-gemeindeverwaltungen-muster-unterlagen/
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1 Abstimmungen

1.1 Festsetzen der Wahl-/Abstimmungstage,
Einberufung der Wahl-/Stimmberechtigten

Die Einberufung für kommunale Abstimmungen hat gemäss § 30 Absatz 1
Buchstabe c GpR durch den Gemeinderat zu erfolgen. Die Stimmberechtig-
ten sind bei kommunalen Abstimmungen spätestens am 6. letzten Samstag
vor dem Wahltag einzuberufen (§ 31 GpR). Mit der Einberufung der Stimm-
berechtigten sind zu veröffentlichen: Art, Zeit und Ort der Abstimmung; das
Datum der Zustellung des Abstimmungsmaterials an die Stimmberechtigten
und die Frist, während der brieflich gestimmt werden kann (§ 32 GpR). Die
Einberufung kann wahlweise im Publikationsorgan der Gemeinde (Bezirks-
anzeiger), welches sämtlichen Haushalten zugestellt wird oder mit schriftli-
cher Einladung, die durch die Post an alle Stimmberechtigten zugestellt
wird, veröffentlicht werden (§ 18 Abs. 1 Bst. c VpR).

1.2 Erstellung und Druck Stimmzettel /
Abstimmungsbotschaft

Zuständig für das Erstellen der Manuskripte und den Druck für kommunale
Abstimmungen ist die Gemeindeverwaltung. Als Muster können Stimmzet-
tel und Abstimmungsbotschaften von kantonalen oder eidgenössischen Ab-
stimmungen dienen.

Hilfestellung fürs Verfassen von Abstimmungsbotschaften:

 Text so kurz und prägnant wie nur möglich
 keine Fremd- und Fachwörter und kein Juristendeutsch
 zuerst die Kurzfassung (Aufzählung der wichtigsten Punkte: was will

man mit der Vorlage erreichen?), dann die Erläuterungen
 aussagekräftige Zwischentitel setzen
 klare Aussagen
 einfache und kurze Sätze (keine Schachtelsätze)
 Fachausdrücke in Kästchen erklären
 Erläuterungen müssen sachlich, ausgewogen, transparent und ver-

hältnismässig sein und den Gegnern hinreichenden Raum einräumen
(s. Art. 34 Abs. 2 BV, Zbl 9/2010, S. 507). Auffassungen wesentlicher
Minderheiten sind einzubeziehen; insbesondere bei umstrittenen Ge-
schäften sind Pro- und Kontra-Argumente aufzuführen

 Beantworten Sie v.a. die folgenden Fragen (diese können auch als
Überschriften dienen):
- Warum braucht es einen Beschluss (eine Gesetzesänderung oder

eine Vorlage)?
- Welches sind die wesentlichen Inhalte?
- Was gilt heute?
- Was würde sich bei Annahme der Vorlage ändern?
- Welche Auswirkungen hat ein Beschluss?
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1.3 Durchführung

Kommunale Abstimmungen können, sobald der Urnengang von der Staats-
kanzlei eröffnet wurde, in VeWork erfasst und mit VeWork durchgeführt
werden. Wenn kommunale Abstimmungen ausserhalb der ordentlichen Ab-
stimmungs- und Wahltermine durchgeführt werden und Sie VeWork benut-
zen möchten und/oder bei Bedarf Pikettsupport durch die Staatskanzlei
wünschen, setzen sie sich bitte frühzeitig mit der Staatskanzlei in Verbin-
dung.

1.4 Erwahrung und Publikation

Bei Gemeindeabstimmungen erwahrt das Gemeindepräsidium die Abstim-
mungsergebnisse (§ 120 Abs. 2 GpR). Die Ergebnisse der Abstimmung und
die Erwahrung sind gleichzeitig zu publizieren (§ 121 GpR). Die Abstim-
mungsergebnisse (Protokolle) sind im Publikationsorgan der Gemeinde (An-
zeiger) oder durch öffentlichen Anschlag zu publizieren (§ 121 GpR; § 49
Abs. 2 VpR).

Den Ergebnissen ist folgende Rechtsmittelbelehrung anzufügen:

Rechtsmittel:
Beschwerde an das Verwaltungsgericht (eingeschrieben) innert drei Tagen
seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, spätestens jedoch am dritten
Tag nach der Veröffentlichung der offiziellen Ergebnisse (§§ 157 und 160
GpR).

2 Wahlen

2.1 Urnenwahl oder nicht

An der Urne werden gewählt (Art. 27 Abs. 1 Bst. e KV, § 54 GG):
- die Mitglieder des Gemeinderates;
- die Mitglieder der Rechnungsprüfungskommission;
- der Gemeindepräsident oder die Gemeindepräsidentin;
- Behördenmitglieder sowie Beamte und Beamtinnen, für welche die Ge-

meindeordnung Urnenwahl vorsieht.

Der Vizepräsident oder die Vizepräsidentin der Gemeinde ist nicht zwin-
gend an der Urne zu wählen. Massgebend ist die Gemeindeordnung. Stille
Wahlen sind bei allen Urnenwahlen möglich. Bei Majorzwahlen bestimmt
die Gemeindeordnung, bei welchen Ämtern bereits im ersten Wahlgang
stille Wahlen stattfinden können (§ 70 Abs. 2 GpR).

2.2 Wahlen durch die Gemeindebehörden (Nicht-
Urnenwahlen)

Für Nicht-Urnenwahlen (Beamten- und Kommissionswahlen, welche der Ge-
meinderat vornimmt) gelten nicht die gleich strengen Formvorschriften wie
für Urnenwahlen (z.B. kein Anmeldeformular vorgeschrieben). Nach § 40
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GG findet das Gesetz über die politischen Rechte auf Wahlen in den Ge-
meindebehörden jedoch sinngemäss ergänzende Anwendung. Alle Stimm-
berechtigten müssen das Recht haben, an den Wahlen teilzunehmen. Der
Gemeinderat hat aus diesem Grund zu publizieren, welche Ämter neu zu
besetzen sind, welche Wahlen wann und wo vorgenommen werden und bis
wann eine Kandidatur angemeldet werden kann.

Die Wahl der Mitglieder von Kommissionen, welche durch den Gemeinderat
gewählt werden, erfolgt nach dem Majorzwahlverfahren (§ 29 GpR). Im ers-
ten Wahlgang gilt somit das absolute Mehr. Die Gemeindeverwaltung
prüft, ob Unvereinbarkeiten nach §§ 111 ff. GG vorliegen. Ehegatten, Eltern
und Kinder sowie Geschwister dürfen nicht Mitglieder und Ersatzmitglieder
derselben Behörde sein (§ 113 GG).

Auch Ergebnisse von Wahlen durch die Gemeindebehörden (Nicht-Urnen-
wahlen) sind im Publikationsorgan der Gemeinde (Anzeiger) oder durch öf-
fentlichen Anschlag zu publizieren (§ 121 GpR; § 49 Abs. 2 VpR).

 Muster Publikation Wahlen durch die Gemeindebehörde siehe
Anhang 6bis

Den Ergebnissen ist folgende (von Urnenwahlen abweichende!) Rechtsmit-
telbelehrung anzufügen:

Rechtsmittel:
Beschwerde an das Departement (eingeschrieben) innert zehn Tagen seit
der Beschluss öffentlich bekanntgemacht oder schriftlich mitgeteilt wurde
(§ 199 Abs. 1 Bst. c i.V.m. § 202 GG).

2.3 Stille Wahlen

2.3.1 Stille Proporzwahlen

Stille Proporzwahlen kommen zustande, wenn nur eine gültige Liste einge-
reicht wird oder die Gesamtzahl der vorgeschlagenen Kandidaten/Kandida-
tinnen aller Listen die Zahl der zu wählenden Personen nicht überschreitet
(GpR § 67, VpR § 29).

Die Gemeindeverwaltung stellt fest, dass stille Wahlen zustande gekommen
sind, teilt dies den Listenvertretern mit und publiziert die Listenbezeichnun-
gen und Namen der Gewählten im amtlichen Publikationsorgan. Ein Be-
schluss oder eine Validierung durch den Gemeinderat ist nicht notwendig.

Werden stille Wahlen angestrebt, sind Ersatzmitglieder auf dem Wahlvor-
schlag als solche zu bezeichnen. Sie gelten dann ebenfalls als in stiller
Wahl gewählt.

 Muster Publikation stille Proporzwahlen siehe Anhang 3
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2.3.2 Stille Majorzwahlen

Stille Majorzwahlen kommen grundsätzlich zustande, wenn während der
Anmeldefrist zum zweiten Wahlgang nicht mehr Kandidaten und Kandida-
tinnen vorgeschlagen werden, als Stellen zu besetzen sind.

Friedensrichter und Friedensrichterinnen werden von Gesetzes wegen
(§ 70 Absatz 1 GpR) bereits im 1. Wahlgang still gewählt (wenn nur 1 Kan-
didat/-in).
In der Gemeindeordnung kann bestimmt werden, bei welchen weiteren
Majorzwahlen bereits im ersten Wahlgang stille Wahlen zustande kommen
(wenn nicht mehr Kandidierende als Sitze; § 70 Abs. 2 GpR).

Vorschlag für die Formulierung in der Gemeindeordnung:

Stehen nicht mehr vorgeschlagene Kandidaten oder Kandidatinnen zur
Verfügung als Ämter zu besetzen sind, gelten diese sowohl bei Proporz-
wie auch bei allen Majorzwahlen** als in stiller Wahl gewählt.
** Sie können die stille Wahl auch nur für einzelne Beamte vorsehen.

Nach Ablauf der Anmeldefrist stellt die Gemeindeverwaltung fest, dass stille
Wahlen zustande gekommen sind, teilt dies den Kandidaten und Kandida-
tinnen mit und publiziert die Namen der Gewählten im amtlichen Publika-
tionsorgan.

 Muster Publikation stille Majorzwahlen siehe Anhang 6

Sofern bei Erneuerungswahlen kein Ausschreibungs- und Anmeldeverfah-
ren nötig ist (besondere Wählbarkeitsvoraussetzungen, keine Demission,
s. § 45 GpR) und eine stille Wahl nach der GO möglich ist, erfolgt die Fest-
stellung der stillen Wahl nach Ablauf der Anmeldefrist für die übrigen Be-
amten (spätestens aber nach dem angesetzten Wahltag).

2.4 Besonderheiten einzelne Ämter

2.4.1 Gemeindepräsidium

Gemäss Verfassung des Kantons Solothurn ist das Gemeindepräsidium an
der Urne zu wählen (Art. 27 Bst. e Ziff. 2 KV). Je nach Gemeindeordnung ist
eine stille Wahl möglich.

 Stille Majorzwahlen siehe 2.3.2

Die Wahl des Gemeindepräsidiums kann bei den Erneuerungswahlen ent-
weder zusammen mit der Wahl des Gemeinderats oder an einem späteren
Termin erfolgen. Ist der Gemeindepräsident oder die Gemeindepräsidentin
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nicht bereits als Mitglied des Gemeinderates gewählt, wird das Mandat der-
jenigen Gemeinderatsliste angerechnet, zu der sich die gewählte Person be-
kennt und die sie anerkennt (vgl. § 127 GG). Wenn sich die gewählte Person
nicht zu einer im Gemeinderat vertretenen Liste bekennt oder sich zwar zu
einer solchen Liste bekennt, von ihr aber nicht anerkannt wird, so verliert
diejenige Liste ein Gemeinderatsmandat:
1. mit dem zuletzt vergebenen Restmandat;
2. mit der kleinsten Bruchzahl, wenn keine Restmandate vergeben wur-

den;
3. mit der grössten Mandatszahl, wenn der Gemeinderat in stiller Wahl

gewählt wurde (§ 127 Abs. 2 Gemeindegesetz).

2.4.2 Vizegemeindepräsidium

Je nach Bestimmung in der Gemeindeordnung, ist das Vizepräsidium an der
Urne oder durch den Gemeinderat zu wählen. Das Vizepräsidium ist in je-
dem Fall aus der Mitte des Gemeinderates zu wählen (§ 130 Gemeindege-
setz). Die Wahl des Vizepräsidiums darf bei den Erneuerungswahlen daher
erst nach den Gemeinderatswahlen stattfinden (s. § 17 VpR). Es ist darauf
zu achten, dass die Anmeldefrist für die Wahl des Vizegemeindepräsidiums
erst nach den Gemeinderatswahlen endet.

2.4.3 Weitere Beamte

Die Gemeindeordnung sieht vor, welche weiteren Beamten an der Urne ge-
wählt werden. Der Friedensrichter oder die Friedensrichterin wird an der
Urne gewählt, wenn die Gemeindeordnung dies vorsieht (§ 4 Abs. 1 GO).
Besonderes bei der Friedensrichterwahl: Stille Wahl gemäss § 70 GpR bereits
im ersten Wahlgang vorgesehen.

2.4.4 Kommissionswahlen

Hat die Gemeinde eine Rechnungsprüfungskommission, ist diese zwingend
an der Urne zu wählen (§ 54 GG). Die Gemeindeordnung bestimmt, welche
weiteren Kommissionswahlen an der Urne durchzuführen sind. Die Anmel-
defrist (7. letzter Montag vor dem Urnengang) soll bei den Erneuerungs-
wahlen wenn möglich erst nach den Gemeinderatswahlen enden. Werden
stille Wahlen angestrebt, hängt die Sitzverteilung allenfalls vom Ausgang
der Gemeinderatswahlen ab.

2.5 Erneuerungswahlen (für die ganze Amtsperiode)

2.5.1 Festsetzen der Wahltage / Einberufung der
Wahlberechtigten

2.5.1.1 Wer ist zu wählen?

In den Gemeinden wählen die Stimmberechtigten an der Urne die Mitglie-
der des Gemeinderates; die Mitglieder der Rechnungsprüfungskommission;
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den Gemeindepräsidenten oder die Gemeindepräsidentin und Behörden-
mitglieder sowie Beamte und Beamtinnen, für welche die Gemeindeord-
nung Urnenwahl vorsieht.

 Details Wahlen einzelne Ämter siehe 2.4

2.5.1.2 Planung (Beginn Amtsperiode)

Der Gemeinderat beschliesst das Datum des Beginns der neuen Amtsperi-
ode. Ein Merkblatt vom Amt für Gemeinden zur Amtsperiode, fasst die
wichtigsten Informationen zum Spielraum der Gemeinden bei der Planung
der Legislatur zusammen.

 https://so.ch --> Verwaltung --> Volkswirtschaftsdepartement --> Amt
für Gemeinden --> Gemeindeorganisation --> Publikationen --> Merk-
blätter (Merkblatt Amtsperiode Gemeinden)

2.5.1.3 Ämter ohne Wählbarkeitsvoraussetzungen

Ablauf:

 Einberufung Wahlberechtigte für Gemeindewahlen durch Regie-
rungsrat (i.d.R. im August des Vorwahljahres)

 Gemeinderat setzt kommunale Wahldaten fest
 Gemeindeverwaltung publiziert Wahldaten, Anmeldefristen und

Termine für die Einreichung des Wahlpropagandamaterials

Zuständig für die Ansetzung der Wahltage und die Einberufung der Wahl-
berechtigten ist nach § 30 Absatz 1 GpR der Regierungsrat. Dieser schreibt
alle Ämter ohne Wählbarkeitsvoraussetzungen (z.B. Gemeindepräsident/-
in, Vizepräsident/-in, Friedensrichter/-in, Beamte, für welche die Gemeinde-
ordnung keine Wählbarkeitsvoraussetzungen vorsieht) jeweils mit der Ein-
berufung der Wahlberechtigten generell aus. Mit dem Beschluss des Wahl-
kalenders ermächtigt der Regierungsrat die Gemeinden, die Wahlen ohne
Gesuch auf einen anderen offiziellen Wahltag zu verschieben. Verschiebun-
gen auf andere als die im Wahlkalender vorgesehenen Daten bewilligt die
Staatskanzlei auf Gesuch hin (§ 30 Abs. 2 GpR). Der Gemeinderat beschliesst
die Wahldaten. Diese sind mindestens 3 Monate vor der ersten Wahl mit
den Anmeldefristen und Terminen für die Einreichung des Wahlpropagan-
damaterials im amtlichen Publikationsorgan (Bezirksanzeiger) oder mit
schriftlicher Einladung, die durch die Post an alle Stimmberechtigten zuge-
stellt wird (§ 18 Bst. c VpR), zu publizieren.

 Muster Publikation Wahldaten siehe Anhang 1
 Fristen (Anmeldung, Einreichung Propagandamaterial, etc.) siehe

Regierungsratsbeschluss Wahlkalender zu den Erneuerungswahlen
und Schreiben Staatskanzlei zu den Erneuerungswahlen (beides bei

https://so.ch/verwaltung/volkswirtschaftsdepartement/amt-fuer-gemeinden/gemeindeorganisation/publikationen/merkblaetter/
https://so.ch/verwaltung/volkswirtschaftsdepartement/amt-fuer-gemeinden/gemeindeorganisation/publikationen/merkblaetter/
https://so.ch/verwaltung/volkswirtschaftsdepartement/amt-fuer-gemeinden/gemeindeorganisation/publikationen/merkblaetter/


13

den Hilfsmittel für Gemeindeverwaltung auf der Webseite der
Staatskanzlei abrufbar).
Übersicht gesetzliche Fristen siehe Anhang 13.

2.5.1.4 Ämter mit Wählbarkeitsvoraussetzungen

Bei den Ämtern mit Wählbarkeitsvoraussetzungen (dies sind z.B. Ab-
schlüsse, Diplome oder besondere Kenntnisse, welche gemäss Gemeinde-
ordnung verlangt werden) kommt es darauf an, ob Demissionen vorliegen.
Liegen keine Demissionen vor, unterbleiben die Ausschreibung und das An-
meldeverfahren für den ersten Wahlgang (§ 45 Abs. 1 GpR). Die bisherigen
Amtsinhaber oder Amtsinhaberinnen gelten als angemeldet; nur sie sind
teilnahmeberechtigt. Kommt es zu keiner Wahl im ersten Wahlgang, ist die
Stelle vor dem zweiten Wahlgang auszuschreiben.

Liegen Demissionen vor, sind die betreffenden Ämter mit den Wählbarkeits-
voraussetzungen von der Verwaltung der betreffenden Gemeinde (Einwoh-
ner-, Bürger- oder Kirchgemeinde), des Zweckverbandes oder des Kreises
auszuschreiben. Die Ausschreibung ist im amtlichen Publikationsorgan zu
veröffentlichen (der Wahltag, die Wählbarkeitsvoraussetzungen, die An-
meldefrist und die Eingabestelle sind anzugeben). Die Verwaltung der be-
treffenden Gemeinde, des Zweckverbandes oder Kreises hat zu überprüfen,
ob die Kandidaten oder Kandidatinnen die Wählbarkeitsvoraussetzungen
erfüllen.

 Muster Ausschreibung Vakanzen Ämter mit Wählbarkeitsvorausset-
zungen siehe Anhang 2 (analog)

2.5.1.5 Anmeldefrist

Die Gemeinde legt die Anmeldefrist fest. Bei Erneuerungswahlen i.d.R. auf
den 6. letzten Montag vor dem Wahltag, 17 Uhr (bei Ersatzwahlen spätes-
tens auf den 5. letzten Montag, s. § 41 Abs. 3 GpR). Möglich ist auch ein
früherer Termin (z.B. 7. letzter Montag wie bei Kommissionswahlen). Die
Wahl des Vizepräsidiums kann erst nach den Gemeinderatswahlen stattfin-
den, da der Vizepräsident oder die Vizepräsidentin aus der Mitte des Ge-
meinderates zu wählen ist (§ 130 GG und § 17 VpR). Achten Sie deshalb
darauf, dass die Anmeldefrist für die Beamtenwahlen erst nach den Ge-
meinderatswahlen endet. Falls der Friedensrichter an der Urne gewählt
wird, hat sich dieser ebenfalls anzumelden.

2.5.2 Vorgehen Majorzwahlen

2.5.2.1 Formulare Wahlvorschläge

Die Formulare für die Wahlvorschläge werden von der Staatskanzlei, in
elektronischer oder Papierform zur Verfügung gestellt.

https://so.ch/staatskanzlei/politische-rechte/fuer-gemeindeverwaltungen-muster-unterlagen/
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2.5.2.2 Prüfen der Wahlvorschläge

Es dürfen sich nur Kandidaten und Kandidatinnen an der Wahl beteiligen,
die sich innert der Anmeldefrist mit dem Anmeldeformular angemeldet ha-
ben (§ 44 GpR).

Majorz-Wahlvorschläge sind von den Gemeindeverwaltungen wie
folgt zu prüfen:

 Sind die Kandidaten/Kandidatinnen wählbar bzw. stimmberechtigt?

Achtung: Wählbar ist auch, wer sich verpflichtet, vor Amtsantritt die
Stimmberechtigung in der Gemeinde und die Wählbarkeitsvoraus-
setzungen zu erwerben (§ 32 Abs. 2 GG).

 Bei Ämtern mit Wählbarkeitsvoraussetzungen:

Erfüllen die angemeldeten Kandidaten/Kandidatinnen die Wählbar-
keitsvoraussetzungen?

 Unvereinbarkeiten: §§ 111 ff. GG

Unvereinbarkeiten gemäss §§ 111 ff. GG schliessen eine Teilnahme
an der Wahl nicht aus. Machen Sie bitte Kandidierende und Listen-
vertreter bei der Anmeldung auf mögliche Unvereinbarkeiten auf-
merksam. Kommt es nach der Wahl zu einer Unvereinbarkeit, ist bei
unvereinbaren Ämter oder Behörden gemäss § 117 GpR und bei ver-
wandtschaftlicher Unvereinbarkeit gemäss § 118 GpR vorzugehen.

 Kumulieren ist bei Majorzwahlen nicht zulässig. Ein Kandidat oder
eine Kandidatin darf auf dem Wahlvorschlag nur einmal aufgeführt
sein.

 Die Anmeldungen haben schriftlich auf dem Wahlvorschlag Beam-
tenwahlen zu erfolgen und folgende Angaben zu enthalten:
- Familien- und Vornamen, Geburtsdatum, Beruf, Wohnadresse

und Heimatort.
- Unterschrift der Kandidaten/Kandidatinnen
- Jede angemeldete Person hat auf dem Wahlvorschlag zu bestäti-

gen, dass sie den Wahlvorschlag annimmt. Fehlt die Unterschrift,
hat die Gemeindeverwaltung die betreffende Person aufzufor-
dern, die Unterschrift nachzuholen. Im Unterlassungsfall wird
der Name von der Liste gestrichen.

 Unterschriftenquorum:

Die Anmeldungen müssen datiert, vom Kandidaten oder der Kandi-
datin sowie von weiteren Stimmberechtigten mit politischem Wohn-
sitz im Wahlkreis unterzeichnet sein: bei regionalen Wahlen (Kreis-
schulen, Zweckverbände) von mindestens 20 Stimmberechtigten, bei
kommunalen Wahlen von mindestens 10 Stimmberechtigten.
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 Nur eine Unterschrift. Ein Stimmberechtigter darf nicht mehr als ei-
nen Wahlvorschlag unterzeichnen.

2.5.2.3 Eingabestelle, Anmeldefrist

Die Wahlvorschläge sind bis zum Ablauf der von der Gemeinde festgelegten
Anmeldefrist (s. Ziff. 2.3), 17 Uhr, bei der Gemeindeverwaltung (der Einwoh-
ner-, Bürger-, Kirchgemeinde) einzureichen.

2.5.2.4 Publikation der Kandidatennamen

Die Kandidatennamen sind von der Gemeindeverwaltung im Publikations-
organ der Gemeinde oder mit öffentlichem Anschlag zu publizieren (§ 21
Bst. d VpR).

2.5.2.5 Stille Wahlen

 Stille Majorzwahlen siehe 2.3.2

2.5.2.6 Was tun, wenn sich niemand anmeldet?

Die Ausschreibung darf wiederholt werden, wenn sie kein genügendes Er-
gebnis gezeitigt hat (§ 42 GpR). Macht eine Wiederholung der Ausschrei-
bung keinen Sinn oder geht auch bei der zweiten Ausschreibung kein Wahl-
vorschlag innert Frist ein, kann der Gemeinderat das Amt auf Berufung hin
besetzen (§ 115 Abs. 2 GG). D.h. er sucht eine geeignete Person für das be-
treffende Amt und setzt diese mit einem Gemeinderatsbeschluss ein.

2.5.2.7 Wahlzettel

 siehe 2.7

2.5.2.8 Zweiter Wahlgang bei Majorzwahlen

Der zweite Wahlgang soll mindestens vier Wochen nach dem ersten Wahl-
gang liegen, um eine Vermischung von Zustellkuverts und Wahl- bzw. Ab-
stimmungsmaterial auszuschliessen. Die Frist für die briefliche Stimmab-
gabe darf bis auf eine Woche verkürzt werden (§ 62, 66 GpR). Achtung: Bei
gleichzeitig stattfindenden eidgenössischen oder kantonalen Urnengängen
sind die eidgenössischen und/oder kantonalen Fristen zu übernehmen (nur
ein Versand).

Am zweiten Wahlgang nehmen die nicht gewählten Kandidaten und Kan-
didatinnen des ersten Wahlganges automatisch teil (§ 45bis Abs. 1 GpR). Ein
Rückzug der Kandidatur ist der Eingabestelle spätestens bis Dienstag nach
dem Wahltag, 17 Uhr, schriftlich mitzuteilen. Seit 1. September 2019 kön-
nen sich unabhängig von einem Rückzug und einer Parteizugehörigkeit
neue Kandidaten und Kandidatinnen zur Wahl anmelden (§ 45bis Abs. 3
GpR). Die Anmeldung hat mittels Wahlvorschlag zu erfolgen und muss (bei
kommunalen Wahlen) von mindestens 10 Stimmberechtigten unterzeichnet
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sein. Neue Wahlvorschläge sind bis zum übernächsten Montag nach dem
Wahltag, 17 Uhr bei der Eingabestelle einzureichen.

Sind bis zu diesem Datum nicht mehr Kandidaten oder Kandidatinnen vor-
geschlagen als Stellen zu besetzen sind, so gelten die Vorgeschlagenen als
in stiller Wahl gewählt; der angesetzte zweite Wahlgang findet nicht statt
(§ 69 Abs. 1 GpR). Die Gemeindeverwaltung stellt fest, dass stille Wahlen
zustande gekommen sind, teilt dies den Kandidaten und Kandidatinnen mit
und publiziert die Namen der Gewählten im amtlichen Publikationsorgan.

Steht keine Person mehr zur Wahl ist § 46 Absatz 4 GpR anwendbar, der
Wahltag ist von der Einberufungsbehörde zu verschieben, ein Anmeldeter-
min für neue Kandidaten und Kandidatinnen ist festzusetzen und die
Stimmberechtigten sind erneut zum zweiten Wahlgang einzuberufen.

 Stille Majorzwahlen siehe 2.3.2

2.5.3 Vorgehen Proporzwahlen

2.5.3.1 Formulare Wahlvorschläge

Die Gemeindeverwaltungen erhalten die Formulare für die Wahlvorschläge
von der Staatskanzlei.

2.5.3.2 Prüfen der Wahlvorschläge

Es dürfen sich nur Kandidaten und Kandidatinnen an der Wahl beteiligen,
die sich innert der Anmeldefrist mit dem Anmeldeformular angemeldet ha-
ben (§ 34 Abs. 2 GpR).

Proporz-Wahlvorschläge sind von der Gemeindeverwaltung wie
folgt zu prüfen:

 Die Anmeldungen haben schriftlich auf dem Wahlvorschlag Gemein-
derats- oder Gemeindekommissionswahlen zu erfolgen und fol-
gende Angaben zu enthalten:

- Eine zur Unterscheidung von anderen Wahlvorschlägen geeig-
nete Listenbezeichnung

- Familien- und Vornamen, Geburtsdatum, Beruf, Wohnadresse
und Heimatort der Vorgeschlagenen

- Unterschrift der Kandidaten und Kandidatinnen. Jede vorge-
schlagene Person hat auf dem Wahlvorschlag zu bestätigen, dass
sie den Wahlvorschlag annimmt. Fehlt die Unterschrift, hat die
Gemeindeverwaltung die betreffende Person aufzufordern, die
Unterschrift nachzuholen. Im Unterlassungsfall wird der Name
von der Liste gestrichen.
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 Anzahl Kandidaten/Kandidatinnen

Ein Wahlvorschlag darf nur so viele Namen enthalten, als im Wahl-
kreis Sitze zu vergeben sind, und keinen Namen mehr als zweimal.

Ausnahme: Werden stille Wahlen angestrebt, sind Ersatzmitglieder
auf dem Wahlvorschlag aufzunehmen und als solche zu kennzeich-
nen.

 Kumulieren ist zulässig; sind Kandidaten und Kandidatinnen auf
dem Formular zweimal aufgeführt, so werden sie auf dem Wahlzet-
tel vorkumuliert (Reihenfolge wird vom Wahlvorschlag übernom-
men).

 Listenverbindungen

Listenverbindungen sind auf dem Formular ‘Listenverbindungen‘ zu
vermerken oder schriftlich, durch übereinstimmende Erklärung, der
Eingabestelle bis am Ende der Bereinigungsfrist zu melden (§ 52 GpR
und § 22 VpR). Unterlistenverbindungen sind nur gültig zwischen Lis-
ten gleicher Bezeichnung, die sich einzig durch einen Zusatz zur
Kennzeichnung des Geschlechts, des Flügels einer Gruppierung, der
Region oder des Alters unterscheiden (§ 52 Abs. 2 GpR).

Die Listen- und Unterlistenverbindungen sind bei der Veröffentli-
chung der Listen anzugeben und auf den Wahlzetteln zu vermerken
(§ 52 Abs. 3 GpR).

 Unvereinbarkeiten: §§ 111 ff. GG

Unvereinbarkeiten gemäss §§ 111 ff. GG schliessen eine Teilnahme
an der Wahl nicht aus. Machen Sie bitte Kandidierende und Listen-
vertreter bei der Anmeldung auf mögliche Unvereinbarkeiten auf-
merksam. Kommt es nach der Wahl zu einer Unvereinbarkeit, ist bei
unvereinbaren Ämtern oder Behörden gemäss § 117 GpR und bei
verwandtschaftlicher Unvereinbarkeit gemäss § 118 GpR vorzuge-
hen.

 Unterschriftenquorum

Jeder Wahlvorschlag muss handschriftlich von 2-mal soviel Stimmbe-
rechtigten unterzeichnet sein, als Sitze zu vergeben sind. Das Unter-
zeichnungsquorum gilt nicht für Parteien, welche bei den letzten Na-
tionalratswahlen vom Beibringen der Unterschriften dispensiert wa-
ren (das sind in der Regel die im Kantonsrat vertretenen Parteien,
siehe Formular ‘Wahlvorschlag‘). Anstelle des Unterschriftenquorums
unterzeichnen der Präsident und der Aktuar der Ortspartei den Wahl-
vorschlag.

Diese Erleichterung gilt für kantonale, regionale und kommunale
Proporzwahlen (jedoch nicht für Majorzwahlen).
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 Nur eine Unterschrift

Ein Stimmberechtigter darf nicht mehr als einen Wahlvorschlag der
gleichen Wahl unterzeichnen.

 Listenvertretung/Stellvertretung

Auf dem Wahlvorschlag ist eine Vertretung und eine Stellvertretung
zu bezeichnen. Wird darauf verzichtet, hat die erst- und die zweitun-
terzeichnende Person diese Funktion zu übernehmen.

2.5.3.3 Eingabestelle, Eingabefrist

Die Wahlvorschläge sind bis zum Ablauf der vom Gemeinderat festgelegten
Anmeldefrist (spätestens am 7. letzten Montag vor dem Wahltag), 17 Uhr,
bei der Gemeindeverwaltung (der Einwohner-, Bürger-, Kirchgemeinde)
einzureichen.

2.5.3.4 Nummerierung der Wahlvorschläge/Listen

Die Gemeindeverwaltung nummeriert die Wahlvorschläge/Listen mit Listen-
nummern in der Reihenfolge des Eingangs. Die Wahlvorschlagsformulare
sind von der Eingabestelle öffentlich zur Einsicht aufzulegen. Die Auflage-
frist beginnt am Mittwochmorgen nach Ablauf der Eingabefrist und endet
am darauffolgenden Freitag. In Gemeinden ohne hauptamtliches Personal
erfolgt die Auflage täglich während mindestens 2 Stunden. Ort und Zeit der
Auflage sind in der Gemeindeordnung festzulegen oder vor jeder Wahl öf-
fentlich bekanntzugeben (§ 19 VpR).

2.5.3.5 Behebung von Mängeln (während der Bereinigungsfrist)

Die Gemeindeverwaltung setzt nötigenfalls der Vertretung des Wahlvor-
schlages eine Frist zur Behebung von Mängeln an. Steht der Name einer
vorgeschlagenen Person auf mehr als einem Wahlvorschlag, so wird er von
der Eingabestelle auf dem zweiten und den folgenden Wahlvorschlägen ge-
strichen (§ 49 Abs. 3 GpR). Ab dem nächsten Montag nach Anmeldeschluss,
17 Uhr, kann kein Wahlvorschlag mehr geändert werden (§ 49 Abs. 4 GpR).

Der Gesetzeswortlaut sieht die Bereinigungsfrist zur Behebung von Män-
geln, zur Vermeidung von Verwechslungen und zur Einreichung von Ersatz-
vorschlägen für amtlich gestrichene Kandidaturen vor. Blosse Änderungs-
wünsche (z.B. andere Berufsbezeichnung, andere Reihenfolge auf dem
Wahlvorschlag) brauchen während der Bereinigungsfrist nicht mehr akzep-
tiert zu werden. Wichtig ist, dass bei Berücksichtigung der Änderungswün-
sche alle Parteien bzw. Wahlvorschläge gleichbehandelt werden. Zulässig
ist es, die Kandidaten während der Bereinigungsfrist noch vorzukumulieren
(es ist eine schriftliche Erklärung von der Listenvertretung auf dem Wahl-
vorschlag zu verlangen).
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2.5.3.6 Publikation der Listen und Kandidatennamen

Die Listen mit ihren Bezeichnungen und Ordnungsnummern und die Kandi-
datennamen sind unverzüglich nach der Bereinigung zu veröffentlichen
(von der Gemeindeverwaltung im Publikationsorgan der Gemeinde oder
mit öffentlichem Anschlag; § 21 Abs. 1 Bst. d VpR). Ebenfalls zu publizieren
sind die Listen- und Unterlistenverbindungen.

2.5.3.7 Stille Wahlen

 Stille Proporzwahlen siehe 2.3.1

2.5.3.8 Was tun, wenn nicht genügend Kandidaten anmelden?

Die Gemeindeverwaltung erklärt die innert Frist angemeldeten Kandida-
ten als in stiller Wahl gewählt. Die fehlenden Sitze hat der Gemeinderat
auf Berufung hin zu besetzen (§ 115 Abs. 2 GG); d.h. der Gemeinderat
sucht noch geeignete Kandidaten oder Kandidatinnen für die zu besetzen-
den Sitze und fasst einen Gemeinderatsbeschluss.

2.5.3.9 Wahlzettel

 siehe 2.7

2.5.3.10 Anzahl Ersatzmitglieder

Der Gemeinderat bestimmt nach den Erneuerungswahlen die Anzahl der
Ersatzmitglieder jeder Liste (§ 68 Abs. 2 GG). Jede Liste sollte über mindes-
tens ein Ersatzmitglied verfügen. Stehen nicht genügend Ersatzmitglieder
zur Verfügung, sind diese ebenfalls auf Berufung hin zu besetzen (§ 115
Abs. 2 GG).

2.6 Vakanzen während der Amtsperiode

2.6.1 Ersatzwahl Majorz (z.B. Gemeindepräsidium)

2.6.1.1 Einberufung/Ausschreibung

Wird während der Amtsperiode ein nach dem Majorzwahlverfahren bestell-
ter Sitz frei, ist eine Ersatzwahl anzusetzen und die Stelle auszuschreiben
(§ 41 GpR).

Für Urnenwahlen ist nach Möglichkeit ein Abstimmungsdatum des Bundes
zu wählen (so.ch/staatskanzlei/politische-rechte/). Finden Wahlen an Daten
ausserhalb der offiziellen Abstimmungsdaten statt, muss vorgängig mit der
Staatskanzlei Kontakt aufgenommen und abgeklärt werden, ob das elekt-
ronische Wahl- und Abstimmungssystem eingesetzt werden kann. Das
Wahldatum ist vorgängig mit dem Wahlbüropräsidium und der Gemeinde-
verwaltung (welche den Versand des Wahlmaterials zu gewährleisten hat)
abzusprechen.
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Bei Majorzwahlen und Abstimmungen ist gemäss § 30 Absatz 1 GpR der
Gemeinderat für die Ansetzung des Wahl-/Abstimmungstages und für die
Einberufung der Wahl-/Stimmberechtigten zuständig. Dieser setzt das Da-
tum des Urnenganges fest (1. und 2. Wahlgang) und publiziert die Einberu-
fung der Wahl- und Stimmberechtigten. Allfällige Wählbarkeitsvorausset-
zungen sowie die Anmeldefrist und die Eingabestelle sind in der Ausschrei-
bung anzugeben. Die Publikation erfolgt wahlweise im Bezirksanzeiger
oder durch Zustellung an alle Stimmberechtigten (§ 18 Abs. 1 Bst. c VpR).

 Muster Einberufung/Ausschreibung Ersatzwahl siehe Anhang 2

2.6.1.2 Anmeldefrist

Die Gemeinde legt die Anmeldefrist spätestens auf den 5. letzten Montag
vor dem Wahltag fest (§ 41 Abs. 3 GpR). Damit genügend Zeit für den Druck
bleibt, kann es sinnvoll sein, den Anmeldetermin an einem früheren Mon-
tag festzusetzen.

 Übersicht gesetzliche Fristen (Anmeldung, Einreichung Propaganda-
material, etc.) siehe Anhang 13.

2.6.1.3 Weiteres Vorgehen

 Weiteres Vorgehen Majorzwahlen siehe 2.5.2

2.6.2 Proporzwahlverfahren (z.B. Gemeinderat)

2.6.2.1 Ordentliche Mitglieder

Wurde der vakante Sitz im Proporzwahlverfahren vergeben, ist wie folgt
vorzugehen:

Nachrücken: Bei Behörden, die nach Proporz gewählt werden (Gemeinde-
rat, Kommissionen welche an der Urne gewählt werden) ist i.d.R. keine
Wahl/Einberufung nötig, da eine Vakanz durch Nachrücken eines Ersatzmit-
glieds besetzt werden kann. Wird während der Amtsperiode ein nach dem
Proporzwahlverfahren bestellter Sitz frei, hat die Gemeindeverwaltung als
gewählt zu erklären, wer auf der betreffenden Liste unter den Nichtgewähl-
ten am meisten Stimmen erzielt hat (§ 126 GpR). Die Feststellung ist im
Amtsanzeiger oder durch öffentlichen Anschlag zu publizieren (§ 49 Abs. 2
VpR).

Seit 1. September 2019 kann zudem gemäss § 126 Absatz 4 GpR ein kom-
munales Mitglied, welches amtet, wenn ordentliche Mitglieder verhindert
sind oder in den Ausstand treten müssen, auf ein Nachrücken verzichten,
ohne seine Funktion als Ersatzmitglied zu verlieren. Einsatzwillige Ersatz-
mitglieder die zum gegebenen Zeitpunkt aus privaten oder beruflichen
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Gründen nicht nachrücken können oder wollen bleiben somit dem Gemein-
dewesen erhalten. Das früher verzichtende Ersatzmitglied gilt bei einem all-
fällig späteren Rücktritt einer weiteren Person derselben Liste wiederum als
erstnachrückendes Mitglied gemäss § 126 Absatz 1 GpR.

 Muster Publikation siehe Anhang 10

Nachnomination: Kann ein Sitz nicht durch Nachrücken besetzt werden, hat
die Gemeindeverwaltung die Listenvertretung aufzufordern, innert ange-
messener Frist einen Wahlvorschlag einzureichen (§ 127 Abs. 1 GpR). War
die Liste bei den letzten Wahlen vom Unterschriftenquorum befreit, genügt
die Unterzeichnung durch den Parteivorstand (Parteipräsident/-in und Ak-
tuar/-in), andernfalls bedarf der Wahlvorschlag der Zustimmung von min-
destens 3/5 aller noch stimmberechtigten Unterzeichnenden der ursprüng-
lichen Liste (§ 127 Abs. 2 GpR). Der oder die Vorgeschlagene wird in stiller
Wahl gewählt (§ 127 Abs. 3 GpR). Sofern bei kommunalen Wahlen keine
politische Gruppierung mehr existiert, kann der Gemeinderat einen Wahl-
vorschlag unterbreiten (§ 127 Abs. 2 GpR). Die Gemeindeverwaltung stellt
die stille Wahl fest und publiziert diese mit dem Namen des/der Gewählten
im amtlichen Publikationsorgan oder durch öffentlichen Anschlag.

 Muster Publikation siehe Anhang 4

Kommt auf diese Weise kein Vorschlag zustande, so hat eine Ersatzwahl zu
erfolgen (bei einem Sitz nach Majorz, bei mehreren Sitzen nach Proporz;
§ 127 Abs. 4 GpR).

 Vorgehen Majorz siehe 2.6.1
 Vorgehen Proporz siehe 2.5.3

 Muster Publikation stille Wahl siehe Anhang 5

2.6.2.2  Ersatzmitglieder

Für die Wiederbesetzung vakanter Sitze von Ersatzmitgliedern auf kommu-
naler Ebene sieht § 127bis Absatz 1 GpR neu die Möglichkeit zur sinngemäs-
sen Anwendung von §§ 126 und 127 GpR (Nachrücken und Nachnomina-
tion) vor. Wird während der Amtsperiode ein nach dem Proporzwahlsystem
bestellter Sitz eines Ersatzmitgliedes frei, welches amtet, wenn die ordentli-
chen Mitglieder verhindert sind oder Ausstandsgründe vorliegen, kann ein
Nachrücken oder eine Nachnomination erfolgen. Die Wiederbesetzung von
vakanten Ersatzsitzen ist nicht zwingend, sie kann analog § 126 Absätze 1
und 3 und § 127 Absätze 1 bis 3 und 5 GpR auf Antrag der betreffenden
Liste oder der Gemeinde erfolgen.
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Seit 1. September 2019 kann zudem gemäss § 126 Absatz 4 GpR ein kom-
munales Mitglied, welches amtet, wenn ordentliche Mitglieder verhindert
sind oder in den Ausstand treten müssen, auf ein Nachrücken verzichten,
ohne seine Funktion als Ersatzmitglied zu verlieren. Einsatzwillige Ersatz-
mitglieder die zum gegebenen Zeitpunkt aus privaten oder beruflichen
Gründen nicht nachrücken können oder wollen bleiben somit dem Ge-
meindewesen erhalten. Das früher verzichtende Ersatzmitglied gilt bei ei-
nem allfällig späteren Rücktritt einer weiteren Person derselben Liste wie-
derum als erstnachrückendes Mitglied gemäss § 126 Absatz 1 GpR.

 Muster Publikation stille Wahl bei Vakanzen Ersatzmitglieder
siehe Anhang 11

2.7 Druck Wahlzettel

2.7.1 Allgemeines

Allgemeine Informationen:
Zuständig für das Erstellen des Manuskriptes für den Druck ist (§§ 54 und 57
GpR):
- für kommunale Wahlen und Abstimmungen: die Gemeindeverwaltung

(der Einwohner-, Bürger- oder Kirchgemeinde)
- für Wahlen und Abstimmungen in Zweckverbänden und Kreisen: der

Zweckverband/Kreis.
Papierempfehlung: Recycling 80 gm2.

Es gibt nur amtliche Wahlzettel. Parteien dürfen keine Wahlzettel selber
drucken. Erstunterzeichnende Personen von Wahlvorschlägen und Kandi-
dierende können zusätzliche Wahlzettel zum Selbstkostenpreis bei der Ge-
meindeverwaltung bestellen. Diese werden nicht mit den Zustellkuverts ver-
sandt, d.h. sie dürfen nicht mit dem Wahlpropagandamaterial verbunden
oder hineingelegt werden (§ 54 Abs. 4 GpR).

Zur besseren Unterscheidung der Wahlzettel bei der Stimmabgabe ist auf
der Rückseite die entsprechende Bezeichnung der Wahl aufzudrucken. Die
Darstellung und Schrift ist frei wählbar.

Gut zum Druck: Wir empfehlen Ihnen, das Gut zum Druck für die Wahlzettel
bei den betreffenden Listenvertretungen (für die Majorzwahlzettel bei den
Kandidaten/Kandidatinnen) einzuholen (mit Ansetzen einer kurzen Frist für
Rückmeldungen).

2.7.2 Wahlzettel Majorzwahlen

Bei Majorzwahlen wird ein Informationsblatt und ein leerer Wahlzettel ab-
gegeben. Das Informationsblatt enthält die Kandidatennamen in alphabe-
tischer Reihenfolge, die Bezeichnung der Partei oder Gruppe, welcher der
Kandidat oder die Kandidatin angehört und gegebenenfalls den Vermerk
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'bisher' (§ 56 GpR und § 23 VpR). Der Wahlzettel enthält die Bezeichnung
der Wahl und so viele leere Linien als Stellen zu besetzen sind (§ 23 VpR).

 Muster Wahlzettel für Majorzwahlen (Beamtenwahlen) siehe An-
hang 8

2.7.3 Wahlzettel Proporzwahlen

Die Gemeindeverwaltung bereitet das Manuskript für den Druck der Wahl-
zettel vor. Empfehlung: System "Abreissblock" (wie bei den Kantonsrats-
wahlen):
- zuoberst das Infoblatt mit einer Übersicht über alle Listen,
- dann die Wahlzettel (in der Reihenfolge der Anmeldung) und
- zuletzt der Wahlzettel ohne Parteibezeichnung (ohne vorgedruckte Num-

mern/Namen, mit so vielen leeren Linien wie Mandate zu besetzen sind).

Die Wahlzettel enthalten (§ 55 GpR):
- die Bezeichnung der Wahl und den Wahltag;
- die Listennummern (Reihenfolge der Anmeldung);
- eine Listenbezeichnung;
- allfällige Listen- und Unterlistenverbindungen;
- Kandidatennummern (ist eine Person auf dem Wahlzettel vorkumuliert,

erhält sie zweimal die gleiche Kandidatennummer);
- Angaben zu den Kandidaten/Kandidatinnen (Name, Vorname, Beruf und

sofern auf dem Wahlvorschlag so vermerkt, die Bezeichnung „bisher");
- sowie leere Linien (die Zahl der leeren Linien ergibt sich aus der Differenz

zwischen den zu besetzenden Mandaten und der Zahl der vorgeschlage-
nen Kandidaten/Kandidatinnen).

Die Angaben auf dem Wahlzettel haben 1:1 jenen auf den Wahlvorschlägen
zu entsprechen (Reihenfolge, Schreibweise, Angaben zu den Kandida-
ten/Kandidatinnen).

 Muster Wahlzettel für Proporzwahlen siehe Anhang 7

3 Allgemeine Informationen Abstimmungen und
Wahlen

3.1 Stimmregister (§ 8 ff. GpR; § 6 ff. VpR)

Das Stimmregister ist öffentlich und steht den Stimmberechtigten während
des ganzen Jahres zu den vom Gemeinderat festgesetzten und publizierten
Zeiten zur Einsichtnahme offen (§ 11 GpR). Der minimale Inhalt richtet sich
nach dem Registerharmonisierungsgesetz des Bundes (§ 6 Abs. 3 VpR).
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Die Gemeinden führen das Stimmregister elektronisch (§ 6 Abs. 1 VpR). Das
Stimmregister ist laufend nachzuführen (§ 9 Abs. 3 GpR). Der Stimmregis-
terführer oder die Stimmregisterführerin hat die Stimmberechtigung von
Amtes wegen zu prüfen (§ 10 GpR). Änderungen in der Stimmberechtigung
sind unverzüglich vorzunehmen (§ 7 Abs. 1 VpR). Die Einwohnerkontroll-
führer und Einwohnerkontrollführerinnen haben zu- und wegziehende Per-
sonen mit Schweizer Bürgerrecht, Einwohner und Einwohnerinnen, die das
18. Altersjahr vollenden und Ausländer und Ausländerinnen die das Schwei-
zerbürgerrecht erwerben, laufend den Stimmregisterführern oder -führe-
rinnen zu melden (§ 7 Abs. 2 und 3). Diese Meldungen haben auch an die
Stimmregisterführer und Stimmregisterführerinnen der Bürger- oder Kirch-
gemeinden zu erfolgen, wenn es sich um Ortsbürger und Ortsbürgerinnen
bzw. um Konfessionsangehörige handelt.

Die Stimmregisterführer und Stimmregisterführerinnen (der Einwohner-,
Bürger- und Kirchgemeinden) haben das Stimmregister regelmässig (insbe-
sondere vor Erneuerungswahlen) zu überprüfen (wenn Daten automatisch
aus dem Einwohnerkontrollregister übernommen werden, ist auf Doppel-
einträge zu achten!). Sie sind dafür verantwortlich, dass die Stimmregister
nachgeführt und stets aktuell sind.

Stimmberechtigte, die während der Frist für die briefliche Stimmabgabe in
einer Gemeinde zuziehen und ihr Stimmrecht geltend machen, haben sich
schriftlich darüber auszuweisen, dass sie ihr Stimmrecht am bisherigen Woh-
nort noch nicht ausgeübt haben (§ 14 Abs. 2 GpR). Als Ausweis gilt der
Stimmrechtsausweis der bisherigen Wohngemeinde, auf welchem der Weg-
zug und die Nichtausübung des Wahl- und Stimmrechts amtlich bescheinigt
wurde (§ 11 Abs. 2 VpR).

 Stimmregister Auslandschweizer siehe 3.2

3.2 Auslandschweizer (§ 6 GpR, § 6 Abs. 2 VpR)

3.2.1 Stimm- und Wahlrecht

Auslandschweizer sind im Kanton Solothurn in eidgenössischen und kanto-
nalen nicht aber in kommunalen und regionalen Angelegenheiten stimm-
und wahlberechtigt (§ 6 GpR).

3.2.2 E-Voting

Seit Herbst 2015 steht das E-Voting-System des Consortiums nicht mehr zur
Verfügung. Stimmberechtigte Auslandschweizerinnen und Auslandschwei-
zer können zur Zeit nur brieflich oder an der Urne abstimmen und wählen.
Das Stimmregister wird weiterhin im asvw geführt.
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3.2.3 Stimmregister Auslandschweizer

Die Gemeinden führen das Stimmregister für die Auslandschweizer in einer
zentralen Datenbank des Kantons (§ 6 Abs. 2 VpR). Es handelt sich dabei um
eine Web-Anwendung (Benutzeranleitung s. asvw.so.ch). Die Gemeinde
meldet Änderungen auf den Stimmrechtsausweisen (Gemeindebezeich-
nung, Wappen, Rücksendeadresse, Urnenöffnungszeiten etc.) per E-Mail
der Staatskanzlei (e-voting@sk.so.ch).

Am 1. November 2015 trat die neue Auslandschweizergesetzgebung des
Bundes (Bundesgesetz über Schweizer Personen und Institutionen im Aus-
land / Auslandschweizergesetz, ASG, SR 195.1) in Kraft. Auslandschweizer
melden sich bei der Schweizer Vertretung im Ausland (Schweizer Botschaft
oder Schweizer Generalkonsulat) entweder schriftlich oder durch persönli-
che Vorsprache an und bekunden ihr Recht auf Ausübung der politischen
Rechte. Die Schweizer Vertretungen im Ausland melden den Gemeinden
schriftlich, wenn ein Auslandschweizer ins Stimmregister aufzunehmen ist.
Auslandschweizer üben ihr Stimmrecht in ihrer letzten Wohnsitzgemeinde
aus. Verfügen sie über keine solche, so üben sie ihr Stimmrecht in ihrer Hei-
matgemeinde aus. Haben sie mehrere Heimatgemeinden, so üben sie es in
der Heimatgemeinde aus, die sie bei der Anmeldung festgelegt haben (Art.
18 Abs. 1 und 2 ASG). Wenn Auslandschweizer auf die Ausübung der politi-
schen Rechte verzichten wollen, so melden sie dies der zuständigen Vertre-
tung, welche die Stimmgemeinde informiert. Die gemäss altem Recht nö-
tige Erneuerung der Anmeldung innert vier Jahren entfällt. Die Stimmge-
meinden streichen, falls das Stimmmaterial drei Mal in Folge als unzustell-
bar zurückgeschickt wird, die Auslandschweizerinnen und Auslandschwei-
zer aus dem Stimmregister.

Die Staatskanzlei exportiert die Adressen aus der Auslandschweizer Web-
Anwendung jeweils rund 7 Wochen vor dem Urnengang und lässt die
Stimmrechtsausweise der Auslandschweizer drucken. Die Stimmgemeinde
hat die Angaben in der Webanwendung bis zu diesem Zeitpunkt zu aktua-
lisieren und die Richtigkeit und Vollständigkeit in der Web-Anwendung zu
bestätigen. Vor dem Urnengang hat sie das aktuelle Stimmregister der Aus-
landschweizer (PDF) auszudrucken und dem Wahlbüro zu übergeben. So-
fern sich Auslandschweizer während den 7 Wochen vor dem Urnengang an-
melden, stellt die Stimmgemeinde den Stimmrechtsausweis aus und stellt
ihnen das Stimm-/Wahlmaterial zu.

Die Stimmgemeinde ist zuständige Behörde zur Ausstellung von Ausweisen
über die Stimmberechtigung in der Einwohnergemeinde (§ 11 VpR), d.h. sie
stellt auf Begehren von Auslandschweizern Stimmrechtsbescheinigungen
aus (z.B. für die Kandidatur bei Nationalratswahlen).

mailto:e-voting@sk.so.ch
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3.2.4 Versand des Wahl- und Stimmmaterials an die
Auslandschweizer

Den Auslandschweizern werden die Abstimmungs- und Wahlunterlagen
durch die Staatskanzlei Solothurn direkt zugestellt (Priority). Sie haben das
Recht, das eidgenössische Stimmmaterial in der eigenen schweizerischen
Landessprache zu erhalten. Mutationen betr. französische oder italienische
Unterlagen (eidg. Stimmzettel und Erläuterungen des Bundes) sind in der
Auslandschweizer Web-Anwendung zu vermerken und der kantonalen
Drucksachenverwaltung zu melden (kdlv@sk.so.ch).

Für die Zustellung des Stimm-/Wahlmaterials an Bundesbeamte und Bun-
desangestellte (Botschaftspersonal) sowie im gleichen Haushalt lebende Fa-
milienangehörige wird der Kurierdienst benutzt (EDA-Kuriersektion, 3003
Bern). Die Stimmgemeinde vermerkt dies bei der Anmeldung in der Aus-
landschweizer Web-Anwendung.

Trifft das Stimmkuvert trotz rechtzeitigem Versand in der Schweiz zu spät
beim Stimmberechtigten im Ausland ein oder trifft sein Stimm-/Wahlzettel
zu spät bei der Stimmgemeinde ein, kann der Stimmberechtigte daraus
keine Rechtsfolgen ableiten (§ 62 Abs. 3 GpR).

3.3 Zustellkuverts

Die amtlichen Zustellkuverts sind rechtzeitig bei der kantonalen Drucksa-
chenverwaltung (lehrmittel-ch.ch / Tel. 032 627 22 22) zu bestellen. Seit 2016
gibt es nur noch eine Sorte (mit Innenfach). Aufgrund der längeren Lasche
und dem stärkeren Papier können diese auch für umfangreiche Versände
(Wahlen) verwendet werden.

Die Gemeindeverwaltung lagert die Zustellkuverts in einem verschlossenen
Kasten oder Archivraum, welcher für Dritte nicht zugänglich ist (§ 28ter GpR).

 Anleitung Zustellkuverts (für Stimmberechtige) herunterladbar unter
http://so.ch/staatskanzlei/politische-rechte/

3.4 Stimmrechtsausweise

Die Gemeinde druckt die Stimmrechtsausweise (Ausnahme Auslandschwei-
zer). Nach dem Ausdruck der Stimmrechtsausweise ist eine visuelle Kontrolle
der Stimmrechtsausweise unerlässlich. Vergewissern Sie sich insbesondere
nach jedem Papierwechsel oder Papierstau des Druckers, dass die Stimm-
rechtsausweise nicht doppelt ausgedruckt wurden.

Die Stimmrechtsausweise enthalten: den Namen der ausstellenden Ge-
meinde, die Bezeichnung «Stimmrechtsausweis», das Datum des Urnengan-
ges, den Namen und Vornamen sowie die Adresse der Stimmberechtigten,

http://www.lehrmittel-ch.ch/
http://so.ch/staatskanzlei/politische-rechte/
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den Vermerk für die Unterschrift, den Vermerk für die Angaben der Ver-
trauensperson (bei Krankheit, Invalidität), die Urnenöffnungszeiten, den
Ort des Wahl- und Stimmlokals, die Abgabestelle und den Termin für die
briefliche Wahl- und Stimmabgabe (§ 3 Weisungen über die Stimmrechts-
ausweise und Zustellkuverts, BGS 113.113).

Ersatzausweise (Duplikate) dürfen nur an den betreffenden Stimmberech-
tigten oder die betreffende Stimmberechtigte gegen Vorweisen des Passes
oder der Identitätskarte und gegen Entrichtung einer Gebühr (gemäss Ge-
bührentarif der Gemeinde) herausgegeben werden (§ 28bis Abs. 2 GpR). Die
Ersatzausweise sind als solche zu kennzeichnen. Die Gemeindeverwaltung
übergibt dem Wahlbüro eine Liste mit den Stimmberechtigten, welche Er-
satzausweise erhalten haben.

Die Gemeindeverwaltung lagert die Blanko-Stimmrechtsausweise sowie das
Stimm- und Wahlmaterial in einem verschlossenen Kasten oder Archivraum,
welcher für Dritte nicht zugänglich ist (§ 28ter GpR).

3.5 Versand des Wahl- und Stimmmaterials
(§ 60 ff. GpR)

Die Gemeindeverwaltung prüft unverzüglich nach der Ablieferung des
Wahl- und Abstimmungsmaterials anhand des Lieferscheins, ob sie genü-
gend Exemplare von jeder Wahl/Abstimmung erhalten hat. Wenn nicht, ist
die benötigte Anzahl sofort bei der auf dem Lieferschein angegebenen Ad-
resse nachzubestellen.

Die Gemeindeverwaltung ist dafür verantwortlich, dass das Wahl- und Ab-
stimmungsmaterial ordnungsgemäss und mit der nötigen Sorgfalt in die Zu-
stellkuverts eingepackt wird. Werden Dritte damit beauftragt, kontrolliert
die Gemeindeverwaltung, dass das Material richtig verpackt wird (es ist da-
rauf zu achten, dass für sämtliche Wahlen die entsprechenden Wahlzettel-
blöcke und Wahlprospekte eingepackt und dass diese nicht miteinander
verwechselt werden). Liegt von bestimmten Parteien zu wenig Wahlpropa-
gandamaterial vor, ist das Einpacken sofort zu stoppen. Die betreffenden
Parteien sind aufzufordern, die fehlende Anzahl innert nützlicher Frist
nachzuliefern.

Das Recht zum Versand eines Prospektes steht bei Proporzwahlen jeder
Liste, bei Majorzwahlen jedem Kandidaten/jeder Kandidatin bzw. den sie
vertretenden Parteien zu.

Das Wahlpropagandamaterial ist (wenn die Frist für die briefliche Stimmab-
gabe nicht verkürzt wurde) bis spätestens am 5. letzten Montag, 12 Uhr, bei
der Gemeindeverwaltung einzureichen; verspätet eingereichtes Material
wird nicht versandt (§ 65 GpR). Bei gleichzeitig stattfindenden eidgenössi-
schen oder kantonalen Urnengängen sind die Termine abzustimmen.
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Das amtliche Wahl- und Stimmmaterial und das Wahlpropagandamaterial
ist den Stimmberechtigten gemäss der Zustellfrist in der Einberufung bzw.
in der Regel (wenn die Frist für die briefliche Stimmabgabe nicht verkürzt
wurde) bis spätestens am 4. letzten Samstag vor dem Wahl- und Abstim-
mungstag zuzustellen. Die Zustellung an die Auslandschweizer erfolgt pri-
oritär durch den Kanton.

Propagandamaterial in Abstimmungsfragen darf nicht mit dem amtlichen
Material im Zustellkuvert verschickt werden (§ 61 Abs. 2 GpR).

3.6 Briefliche Wahl- und Stimmabgabe

Die Stimmberechtigten können brieflich wählen und stimmen, sobald sie
das amtliche Wahl- und Stimmmaterial erhalten haben (§ 78 GpR). Die Zu-
stellkuverts sind bis zum letzten Samstag vor dem Wahl- oder Abstimmungs-
tag der Gemeinde abzugeben (§ 79 GpR).

Es ist Sache der Gemeinde, die Abgabestelle und die Zeit zu bestimmen (bis
wann spätestens brieflich gestimmt werden kann). Sie stellt sicher, dass ein
spezieller, genügend grosser und verschlossener Wahl- und Abstimmungs-
briefkasten bereitsteht (§ 79 Abs. 2 GpR). Dies sollte ein Briefkasten nur für
Zustellkuverts sein, der an möglichst zentraler Lage steht und für alle
Stimmberechtigten durchgehend öffentlich zugänglich ist (Keine Privat-
briefkästen!).

Die Gemeindeverwaltung ist dafür verantwortlich, dass der Briefkasten in
genügender Frequenz geleert wird, die eingegangenen Zustellkuverts in
eine verschlossene Urne gelegt werden und diese in einem verschlossenen
Kasten aufbewahrt wird. Am Tag der ersten Urnenöffnung sind die Zustell-
kuverts dem Wahlbüro zu übergeben.

Die Gemeindeverwaltung sorgt ebenfalls dafür, dass der Briefkasten genau
zu der von der Gemeinde festgesetzten Abgabezeit ein letztes Mal geleert,
der Briefeinwurf mit einem Klebeband zugeklebt wird und die Zustellku-
verts dem Wahlbüro übergeben werden.

3.7 Urnenöffnungszeiten (§ 86 GpR)

Die Urnenöffnung am Sonntag findet i.d.R. von 10 - 12 Uhr statt. Der Ge-
meinderat kann mit Bewilligung der Staatskanzlei andere Urnenöffnungs-
zeiten festlegen, um den Gewohnheiten der Stimmberechtigten entgegen-
zukommen (z.B. nur noch von 10 - 11 Uhr, § 86 GpR). Die Gemeinden be-
stimmen in ihrer Gemeindeordnung, ob sie den Stimmberechtigten am Frei-
tag und Samstag Gelegenheit zur persönlichen Wahl- und Stimmabgabe
bieten wollen.
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3.8 Wahlbüros (§ 15 ff. GpR)

Jede Einwohner-, Bürger- und Kirchgemeinde hat mindestens ein Wahlbüro
zu bestellen. Eine Bürger- oder Kirchgemeinde kann im Einverständnis mit
der Einwohnergemeinde deren Wahlbüro anerkennen (§ 15 GpR).

Zahl der Wahlbüromitglieder: mindestens 3 Mitglieder/2 Ersatzmitglieder
(§ 17 GpR). Die Zahl der Mitglieder und Ersatzmitglieder kann in der Ge-
meindeordnung höher festgelegt werden.

Der Präsident/die Präsidentin des Wahlbüros kann
- für grosse Auszählarbeiten Stimmberechtigte der Gemeinde einsetzen;
- das Wahlbüro mit Stimmberechtigten der Gemeinde ergänzen, wenn es

nicht vollzählig ist.

3.9 Publikation Ergebnisse, Validierung Wahlen bzw.
Erwahrung Abstimmungsergebnisse

3.9.1 Publikation der Ergebnisse

Die Wahl- und Abstimmungsergebnisse (Protokolle) sind im Publikations-
organ der Gemeinde (Anzeiger) oder durch öffentlichen Anschlag zu pub-
lizieren (§ 121 GpR; § 49 Abs. 2 VpR).

Nach den Ergebnissen ist folgende Rechtsmittelbelehrung anzufügen:

Rechtsmittel:
Beschwerde an das Verwaltungsgericht (eingeschrieben) innert drei Tagen
seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, spätestens jedoch am dritten
Tag nach der Veröffentlichung der offiziellen Ergebnisse (§§ 157 und 160
GpR).

3.9.2 Validierung der Wahlen

Der Gemeinderat validiert die Gemeindewahlen, d.h. er erklärt die Wahl-
ergebnisse als gültig, wenn keine Beschwerde dagegen erhoben wurde
(§ 119 Bst.. d GpR). Die Validierung ist im Publikationsorgan der Gemeinde
oder durch öffentlichen Anschlag zu publizieren (§ 49 Abs. 2 VpR). Bei der
ausserordentlichen Gemeindeorganisation ist das Gemeindeparlament für
die Validierung zuständig.

 Muster siehe Anhang 9

3.9.3 Erwahrung der Abstimmungsergebnisse

Bei Gemeindeabstimmungen erwahrt das Gemeindepräsidium die Abstim-
mungsergebnisse (§ 120 Abs. 2 GpR). Die Ergebnisse der Abstimmung und
die Erwahrung sind gleichzeitig zu publizieren (§ 121 GpR).
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Anhang 1:
Kommunale Erneuerungswahlen (Muster Publikation der
Wahldaten/Anmeldefristen)

Publikation der Wahldaten/Anmeldefristen

Im Amtsblatt vom […] hat der Regierungsrat des Kantons Solothurn sämtli-
che an der Urne zu besetzenden Ämter ohne Wählbarkeitsvoraussetzungen
ausgeschrieben und die Wahlberechtigten zu den Erneuerungswahlen ein-
berufen. Der Gemeinderat beschliesst nur noch die Wahldaten.

Der Gemeinderat der Einwohnergemeinde […], gestützt auf § 30 Absatz 1
Buchstabe a Ziffer 2 i.V.m. § 32 Absatz 2 des Gesetzes über die politischen
Rechte vom 22. September 1996 (BGS 113.111), beschliesst:

1. In der Einwohnergemeinde […] finden die Erneuerungswahlen für den
Gemeinderat am […] statt.
1.1. Wahlvorschläge für die Gemeinderatswahlen sind bis Montag, [Da-

tum], 17.00 Uhr, bei der Gemeindeverwaltung einzureichen.
1.2. Die Wahlvorschläge werden von Mittwoch, [Datum], bis Freitag,

[Datum], bei der Gemeindeverwaltung aufgelegt (§ 47 GpR i.V.m.
§ 19 VpR1)).

1.3. Das Wahlpropagandamaterial ist bis spätestens, [Datum], 12.00
Uhr, bei der Gemeindeverwaltung einzureichen (siehe Frist Einbe-
rufung Regierungsrat).

2. In der Einwohnergemeinde […] findet die Erneuerungswahl für den Ge-
meindepräsidenten oder die Gemeindepräsidentin (sowie den Vizege-
meindepräsidenten oder die Vizegemeindepräsidentin) am [Datum]
statt.
2.1. Wahlvorschläge für die Wahl des Gemeindepräsidenten oder der

Gemeindepräsidentin (sowie den Vizegemeindepräsidenten oder
die Vizegemeindepräsidentin) sind bis Montag, [Datum], 17.00 Uhr,
bei der Gemeindeverwaltung einzureichen.

2.2. Das Wahlpropagandamaterial ist bis spätestens Freitag, [Datum],
17.00 Uhr, bei der Gemeindeverwaltung einzureichen.

 _______________

1) In den Gemeinden, welche hauptamtliches Personal besitzen, können die auf-
gelegten Wahlvorschläge während der ordentlichen Bürozeit eingesehen
werden. In den übrigen Gemeinden erfolgt die Auflage täglich während min-
destens 2 Stunden. Ort und Zeit der Auflage sind entweder in der Gemeinde-
ordnung festzulegen oder vor jeder Wahl öffentlich bekanntzugeben.
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2.3. Ein allfälliger zweiter Wahlgang findet am [Datum] statt.

3. In der Einwohnergemeinde […] finden die Erneuerungswahlen für die
Rechnungsprüfungskommission am [Datum] statt.
3.1. Wahlvorschläge für die Wahl der Rechnungsprüfungskommission

sind bis Montag, [Datum], 17.00 Uhr, bei der Gemeindeverwaltung
einzureichen.

3.2. Die Wahlvorschläge werden von Mittwoch, [Datum], bis Freitag,
[Datum], bei der Gemeindeverwaltung aufgelegt (§ 47 GpR i.V.m.
§ 19 VpR1)).

3.3. Das Wahlpropagandamaterial ist bis spätestens Montag, [Datum],
12.00 Uhr, bei der Gemeindeverwaltung einzureichen.

4. In der Einwohnergemeinde […] finden die Kommissionswahlen in der
Kompetenz des Gemeinderates am [Datum] statt. An diesem Datum
wählt der Gemeinderat die Mitglieder der folgenden Kommissionen:
[…]
Interessierte Stimmberechtigte können sich bei der Gemeindekanzlei,
[Adresse/Tel.Nr.] melden. Anmeldeschluss: [Datum]

[Ort, Datum] EINWOHNERGEMEINDERAT […]
Gemeindepräsident/-in: Gemeindeschreiber/-in:

Verteiler:
Publikation im Amtsanzeiger oder mit schriftlicher Einladung, die durch die
Post an alle Stimmberechtigten zugestellt wird (§ 18 Abs. 1 Bst. c VpR)

Hinweis:
Bei Gesamterneuerungswahlen sind sämtliche Termine spätestens 3 Monate
vor der ersten Wahl zu publizieren (§ 32 Abs. 2 GpR).

 _______________

1) In den Gemeinden, welche hauptamtliches Personal besitzen, können die auf-
gelegten Wahlvorschläge während der ordentlichen Bürozeit eingesehen
werden. In den übrigen Gemeinden erfolgt die Auflage täglich während min-
destens 2 Stunden. Ort und Zeit der Auflage sind entweder in der Gemeinde-
ordnung festzulegen oder vor jeder Wahl öffentlich bekanntzugeben.
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Anhang 2:
Kommunale Ersatzwahl (während der Amtsperiode/
Majorz); Muster für die Ausschreibung eines Amtes und
Einberufung der Wahlberechtigten

Ausschreibung/Ersatzwahl für das Amt des/der […] und Einberufung der
Wahlberechtigten für den Urnengang vom [Datum]

Der Gemeinderat der Einwohnergemeinde (od. Bürger-/Kirchgemeinde) […]
gestützt auf § 30 Absatz 1 Buchstabe c des Gesetzes über die politischen
Rechte vom 22. September 1996 (BGS 113.111), beschliesst:

1. Ausschreibung / Wahlfestsetzung / Einberufung

In der Gemeinde […] ist das Amt des/der […] neu zu besetzen. Die Ersatz-
wahl für dieses Amt für den Rest der Amtsperiode 20xx- 20xx findet am [Da-
tum] statt. Die Wahlberechtigten der Gemeinde […] werden zu diesem Ur-
nengang einberufen. Die Wahl erfolgt nach dem Majorzwahlverfahren (§
41 ff. und § 113 ff. GpR).

2. Zweiter Wahlgang

Ein allfälliger zweiter Wahlgang findet am [Datum] (4-6 Wochen nach dem
1. Wahlgang oder am besten an einem eidg. Abstimmungstermin) statt.

3. Wählbarkeitsvoraussetzungen

Wählbar ist, wer in der Einwohnergemeinde […] stimmberechtigt ist. Wähl-
bar ist auch, wer sich verpflichtet, vor Amtsantritt die Stimmberechtigung
in der Gemeinde und die Wählbarkeitsvoraussetzungen zu erwerben (§ 32
Abs. 2 GG).
Bei der Vizegemeindepräsidentenwahl: Wählbar ist, wer Mitglied des Ge-
meinderates der Einwohnergemeinde […] ist (§ 130 GG).
[Evtl. spezielle Wählbarkeitsvoraussetzungen, sofern die Gemeindeordnung
solche vorsieht.]

4. Teilnahme an der Wahl

Es dürfen sich nur Kandidaten und Kandidatinnen an der Wahl beteiligen,
die sich innert Frist (s. Ziff. 5.) angemeldet haben.

5. Wahlvorschlag/Anmeldung

Ein Wahlvorschlag ist auf einem amtlichen Formular «Wahlvorschlag für Be-
amtenwahlen» aufzuführen, welches bei der Gemeindeverwaltung bezo-
gen werden kann. Der Wahlvorschlag muss von mindestens 10 in der Ein-
wohnergemeinde […] Stimmberechtigten unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag ist spätestens bis Montag, [Datum], 17 Uhr, bei der Gemeindeverwal-
tung einzureichen (bei Beamtenwahlen i.d.R. der 6. letzte Montag).
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6. Wahlzettel

Für die Gestaltung und den Druck der Wahlzettel ist die Gemeindeverwal-
tung verantwortlich.

7. Wahlpropagandamaterial

Die Wahlpropagandaschrift darf (gefaltet) höchstens das Format A5 aufwei-
sen und nicht mehr als 50 Gramm wiegen. Sie ist in genügend Exem-plaren
spätestens bis am Montag, [Datum], 12 Uhr, bei der Gemeindeverwaltung
abzuliefern (bei Abstimmungen wird das Stimmmaterial den Gemeinden
i.d.R. spätestens bis zum 5. letzten Montag, 12 Uhr abgeliefert).

8. Zustellung an die Stimmberechtigten

Die Zustellung des Wahlmaterials an die Stimmberechtigten erfolgt bis am
Samstag, [Datum] (i.d.R. 4. letzter Samstag, sofern die Frist für die briefliche
Stimmabgabe in der Einberufung nicht verkürzt wurde).

9. Briefliche Stimmabgabe

Sobald die Stimmberechtigten das amtliche Wahlmaterial erhalten haben,
können sie bis Samstag, [Datum] (vor dem Wahltag), spätestens bis […] Uhr
(von der Gemeinde bestimmt) brieflich wählen.

[Ort, Datum] EINWOHNERGEMEINDERAT […]
Gemeindepräsident/-in: Gemeindeschreiber/-in:

Verteiler:
Publikation im Amtsanzeiger oder mit schriftlicher Einladung, die durch die
Post an alle Stimmberechtigten zugestellt wird (§ 18 Abs. 1 Bst. c VpR)
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Anhang 3:
Muster für die Publikation stiller Proporzwahlen gemäss
§§ 67 und 68 GpR (Erneuerungswahlen)

Publikation stille Wahlen […]

Für die nach Proporzwahlverfahren vorzunehmenden Erneuerungswahlen
in den Gemeinderat oder Kommission […] der Einwohnergemeinde […] für
die Amtsperiode 20xx- 20xx sind während der Anmeldefrist nicht mehr Kan-
didaten und Kandidatinnen angemeldet worden, als Sitze zu besetzen sind.
Die Vorgeschlagenen gelten somit als in stiller Wahl gewählt; der ange-
setzte Wahlgang findet nicht statt (§§ 67 und 68 GpR).

Als Mitglieder des Gemeinderats oder der Kommission […] sind gewählt:
FDP.Die Liberalen
Name Vorname, Jahrgang, Beruf, etc.
Name Vorname, Jahrgang, Beruf, etc.
Die Mitte Kanton Solothurn
Name Vorname, Jahrgang, Beruf, etc.
Name Vorname, Jahrgang, Beruf, etc.
SP
Name Vorname, Jahrgang, Beruf, etc.

Als Ersatzmitglieder sind gewählt:
[…]

[Ort, Datum] GEMEINDEVERWALTUNG […]
Gemeindeschreiber/-in:

Rechtsmittel:
Beschwerde an das Verwaltungsgericht (eingeschrieben) innert drei Tagen
seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, spätestens jedoch am dritten
Tag nach der Publikation der stillen Wahl mit öffentlichem Anschlag (oder
im Publikationsorgan der Gemeinde) (§§ 157 und 160 GpR).
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Anhang 4:
Muster für die Publikation stiller Wahlen bei Vakanzen
(Proporz) – Nachnomination gemäss § 127 Absatz 1-3
GpR

Mutation im Gemeinderat/Nachnomination und stille Wahl

Infolge Demission scheidet [Name, Vorname, Partei] per [Datum] aus dem
Gemeinderat oder der Kommission […] aus. Kann ein Sitz (evt. auch meh-
rere) nicht durch Nachrücken besetzt werden, hat die Eingabestelle die Lis-
tenvertretung aufzufordern innert Frist einen Wahlvorschlag einzureichen
(§ 127 Abs. 1 GpR). Gemäss § 127 Absatz 3 des Gesetzes über die politischen
Rechte (GpR) gilt die vorgeschlagene Person als in stiller Wahl gewählt.

Gemäss Wahlvorschlag der Liste […], eingegangen am [Datum], wird somit
für den Rest der Amtsperiode 20xx-20xx per [Datum] als ordentliches Mit-
glied des Gemeinderates oder der Kommission […] der EG […] als gewählt
erklärt:

Name Vorname, Jahrgang, Beruf, etc.

[Ort, Datum] GEMEINDEVERWALTUNG […]
Gemeindeschreiber/-in:

Rechtsmittel:
Beschwerde an das Verwaltungsgericht (eingeschrieben) innert drei Tagen
seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, spätestens jedoch am dritten
Tag nach der Publikation der stillen Wahl mit öffentlichem Anschlag (oder
im Publikationsorgan der Gemeinde) (§§ 157 und 160 GpR).
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Anhang 5:
Muster für die Publikation stiller Wahlen bei Vakanzen
(Proporz) – Ersatzwahl gemäss § 127 Absatz 4 und 4bis

GpR

Publikation stille Wahlen […]

Für die gemäss § 127 Absatz 4 und 4bis vorzunehmende Ersatzwahl in den
Gemeinderat oder Kommission […] der Einwohnergemeinde […] für den
Rest der Amtsperiode 20xx- 20xx sind während der Anmeldefrist nicht mehr
Kandidaten und Kandidatinnen angemeldet worden, als Sitze zu besetzen
sind. Die Vorgeschlagenen gelten somit als in stiller Wahl gewählt; der an-
gesetzte Wahlgang findet nicht statt (§ 127 Abs. 4bis GpR).

Als Mitglieder des Gemeinderats oder der Kommission […] sind gewählt:
Die Mitte Kanton Solothurn
Name Vorname, Jahrgang, Beruf, etc.
SP
Name Vorname, Jahrgang, Beruf, etc.

Ort, Datum GEMEINDEVERWALTUNG […]
Gemeindeschreiber/-in:

Rechtsmittel:
Beschwerde an das Verwaltungsgericht (eingeschrieben) innert drei Tagen
seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, spätestens jedoch am dritten
Tag nach der Publikation der stillen Wahl mit öffentlichem Anschlag (oder
im Publikationsorgan der Gemeinde) (§§ 157 und 160 GpR).
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Anhang 6:
Muster für die Publikation stiller Majorzwahlen (§ 70
Abs 2 GpR)

Publikation stille Wahlen […]

Für die nach Majorzwahlverfahren vorzunehmende [Erneuerungswahl oder
Ersatzwahl] des Gemeindepräsidenten oder der Gemeindepräsidentin der
Einwohnergemeinde […] für die Amtsperiode 20xx - 20xx (bei Ersatzwahl:
für den Rest der Amtsperiode 20xx – 20xx) sind während der Anmeldefrist
nicht mehr Kandidaten und Kandidatinnen angemeldet worden, als Sitze
zu besetzen sind.
§/Artikel […] der Gemeindeordnung besagt, dass wenn nicht mehr Kandi-
daten oder Kandidatinnen vorgeschlagen werden als Ämter zu besetzen
sind, gelten diese sowohl bei Proporz- wie auch bei allen Majorzwahlen als
in stiller Wahl gewählt. Der/Die Vorgeschlagene gilt somit als in stiller Wahl
gewählt; der angesetzte Wahlgang findet nicht statt (§/Art. […] GO i.V.m.
§§ 70 Absatz 2 und 71 GpR).

Als Gemeindepräsident/Gemeindepräsidentin ist gewählt:
Name Vorname, Jahrgang, Beruf, etc.

Ort, Datum GEMEINDEVERWALTUNG […]
Gemeindeschreiber/-in:

Rechtsmittel:
Beschwerde an das Verwaltungsgericht (eingeschrieben) innert drei Tagen
seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, spätestens jedoch am dritten
Tag nach der Publikation der stillen Wahl mit öffentlichem Anschlag (oder
im Publikationsorgan der Gemeinde) (§§ 157 und 160 GpR).
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Anhang 6bis:
Muster für die Publikation von Wahlen durch die
Gemeindebehörde (Kommissionen/Beamten)

Logo Einwohnergemeinde […]

Publikation - Wahlen durch die Gemeindebehörde

Für die nach Majorzwahlverfahren vorzunehmende [Erneuerungswahl oder
Ersatzwahl] der Komissionsmitglieder der […] / des Beamten […] durch die
Gemeindebehörde der Einwohnergemeinde […] für die Amtsperiode 20xx -
20xx (bei Ersatzwahl: für den Rest der Amtsperiode 20xx – 20xx) wurden
folgende Personen/Person gewählt:

Name Vorname, Jahrgang, Beruf, etc.

[Ort, Datum] GEMEINDEVERWALTUNG […]

Gemeindeschreiber/in:

Rechtsmittel:
Beschwerde an das Departement (eingeschrieben) innert zehn Tagen seit
der Beschluss öffentlich bekanntgemacht oder schriftlich mitgeteilt wurde
(§ 199 Abs. 1 Bst. c i.V.m. § 202 GG).

Zu publizieren im Publikationsorgan der Gemeinde oder durch öffentlichen
Anschlag (§ 49 VpR).
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Anhang 7:
Muster Informationsblatt und Wahlzettel Proporzwahlen

Logo Einwohnergemeinde […]

Informationsblatt Gemeinderatswahlen

Wie wählen?
Sie verwenden entweder den Wahlzettel einer der folgenden Listen oder
den Wahlzettel ohne Parteibezeichnung (am Schluss) und führen die von
Ihnen bevorzugten Kandidatinnen und Kandidaten (Namen und Nummer)
auf. Leere Linien ergeben Zusatzstimmen für die unter der Listenbezeich-
nung aufgeführte Liste. Wenn sie darauf eine Parteibezeichnung aufführen,
zählen leere Linien für diese Liste (fehlt eine Parteibezeichnung, zählen sie
als leere Stimmen). Sie können die Wahlchancen eines Kandidierenden er-
höhen, indem Sie einen Namen ein zweites Mal aufführen (kumulieren). Sie
können auch Namen streichen und Kandidierende anderer Listen aufführen
(panaschieren).

Liste 1 Freie Liste

Liste 2 Schweizerische Volkspartei SVP

Liste 3 Die Mitte und die junge Mitte

Liste 4 Sozialdemokratische Partei SP

Wahlzettel ohne Parteibezeichnung

Regeln für die Gemeinderatswahlen
1.   Nur die amtlichen Wahlzettel sind gültig.
2.   Der Wahlzettel muss wenigstens einen gültigen Kandidatennamen

enthalten.
3.   Der Wahlzettel darf höchstens so viele Namen enthalten, als Mitglie-

der des Gemeinderates zu wählen sind.
4.   Der Wahlzettel ist handschriftlich auszufüllen oder abzuändern.
5.   Bei handschriftlich eingesetzten Kandidaten und Kandidatinnen Na-

men und Vornamen angeben (in Blockschrift und mit Kand.-Nr.)
6.   Verweisungen wie "dito" oder ähnliche sowie Gänsefüsschen sind

ungültig.
7.   Wahlzettel mit ehrverletzenden Äusserungen oder mit offensichtli-

cher Kennzeichnung sind ungültig.
8.   Es sind nur die Namen gültig, die auf einem der vorgedruckten

Wahlzettel stehen.
9.   Keinen Namen mehr als zweimal auf Ihrem Wahlzettel aufführen.

Bitte dieses Informationsblatt nicht als Wahlzettel verwenden!
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Logo Einwohnergemeinde […]

Wahlzettel1)

für die Erneuerungswahl von […] Mitgliedern des Gemeinderates vom [Da-
tum]

Listen-Nr.

1 Freie Liste2)

[allfällige Listenverbindungen hier aufführen]
leer lassen

Kandidaten-
Nr.

Kandidatinnen und Kandidaten3)

1.01 Muster Peter, Student

1.02 Meier Martin, kaufm. Angestellter

1.03 Müller Georg, Landwirt

1.04 Steiner Karin, Biologin

1.044) Steiner Karin, Biologin

 ............  ............................................................................................................

 ............  ............................................................................................................

leer lassen

Bei Änderungen bitte die zum Namen gehörende Nummer angeben!
Der gleiche Name darf höchstens zweimal auf der Liste stehen.

 _______________

1) Jeder Wahlzettel hat so viele Zeilen wie Sitze zu vergeben sind (Kandidaten +
leere Zeilen = Anzahl Gemeinderäte).

2) Für jede Liste ist ein analoger Wahlzettel zu erstellen. Reihenfolge gemäss Ein-
gang Wahlvorschläge (§ 51 Abs. 2 GpR).

3) Reihenfolge Kandidatinnen und Kandidaten und allfällige Kumulationen sind
eins zu eins vom Wahlvorschlag zu übernehmen!

4) Vorkumulierte Personen müssen zwingend 2x die gleiche Nummer erhalten!
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Logo Einwohnergemeinde […]

Wahlzettel1)

für die Erneuerungswahl von […] Mitgliedern des Gemeinderates vom [Da-
tum]

Listen-Nr.

 ............ .............................................................................................................

leer lassen

Kandidaten-
Nr.

Kandidatinnen und Kandidaten

 ............ .............................................................................................................

 ............ .............................................................................................................

 ............ .............................................................................................................

 ............ .............................................................................................................

 ............ .............................................................................................................

 ............ .............................................................................................................

 ............ .............................................................................................................

leer lassen

Bitte die zum Namen gehörende Nummer angeben!

Der gleiche Name darf höchstens zweimal auf der Liste stehen.

 _______________

1) Der Wahlzettel ohne Parteibezeichnung ist nach der letzten Liste anzufügen.
Der Wahlzettel ohne Parteibezeichnung muss so viele leere Linien haben wie
Sitze zu vergeben sind.
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Anhang 8:
Muster Informationsblatt und Wahlzettel Majorzwahlen

Logo Einwohnergemeinde […]

Informationsblatt für die Wahl des
Gemeindepräsidenten / der
Gemeindepräsidentin vom [Datum]

Kandidatennamen (alphabetische Reihenfolge):

1 Muster Max, Lehrer, SVP, bisher
2 Weber Anna, Unternehmerin, Die Mitte

Wie wählen?
 Sie trennen den Wahlzettel vom Informationsblatt ab und führen

den Kandidatennamen auf der leeren Linie des Wahlzettels
handschriftlich auf.

 Sie können nur einen Namen aufführen.

 Es sind nur die oben aufgeführten Personen wählbar.

 Wahlzettel mit ehrverletzenden Äusserungen oder mit offen-
sichtlicher Kennzeichnung sind ungültig.
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Logo Einwohnergemeinde […]

Wahlzettel
für die Wahl des Gemeindepräsidenten / der
Gemeindepräsidentin für die Amtsperiode
vom 20xx – 20xx

vom [Datum]

Kand.-Nr.                   Kandidatenname

 .............. ...........................................................................................................................

 Der Wahlzettel darf nur einen Namen enthalten.

 Wahlzettel bitte abtrennen!
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Anhang 9:
Muster für die Validierung der Wahlen

Validierung der Gemeinderatswahlen vom […]

Der Gemeinderat der Einwohnergemeinde […]
gestützt auf § 119 Buchstabe d des Gesetzes über die politischen Rechte vom
22. September 1996 (BGS 113.111), beschliesst:

1. Von den Ergebnissen der Erneuerungswahlen des Gemeinderates vom
[Datum], publiziert im Anschlagkasten oder im Bezirksanzeiger Nr. […]
vom [Datum], wird Kenntnis genommen.

2. Innerhalb der 3-tägigen Beschwerdefrist (§ 160 GpR) wurde keine Be-
schwerde erhoben.

3. Das Wahlprotokoll wird genehmigt und die Gemeinderatswahlen wer-
den validiert.

[Ort, Datum] EINWOHNERGEMEINDERAT […]
Gemeindepräsident/-in: Gemeindeschreiber/-in:

Zu publizieren im Publikationsorgan der Gemeinde oder durch öffentlichen
Anschlag (§ 49 VpR).
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Anhang 10:
Muster für die Publikation der Gewählterklärung bei
einer Mutation/Nachrücken im Gemeinderat gemäss
§ 126 GpR

Logo Einwohnergemeinde […]

Mutation im Gemeinderat/Gewählterklärung

Infolge Demission scheidet [Name, Vorname, Partei] per [Datum] aus dem
Gemeinderat aus. Gemäss § 126 Absatz 1 des Gesetzes über die politischen
Rechte (GpR) erklärt die Gemeindeverwaltung als gewählt, wer auf der be-
treffenden Liste unter den Nichtgewählten am meisten Stimmen erzielt hat.

Für den Rest der Amtsperiode 20xx-20xx wird somit [Name, Vorname, Par-
tei] der Liste […] per [Datum] als ordentliches Mitglied des Gemeinderates
der EG […] als gewählt erklärt.

[Ort, Datum] GEMEINDEVERWALTUNG […]

Gemeindeschreiber/in:

Rechtsmittel:
Beschwerde an das Verwaltungsgericht (eingeschrieben) innert drei Tagen
seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, spätestens jedoch am dritten
Tag nach der Publikation der Gewählterklärung mit öffentlichem Anschlag
(oder im Publikationsorgan der Gemeinde) (§§ 157 und 160 GpR).

Zu publizieren im Publikationsorgan der Gemeinde oder durch öffentlichen
Anschlag (§ 49 VpR).
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Anhang 11:
Muster für die Publikation stiller Wahlen bei Vakanzen
Ersatzmitglieder (Proporz) – Nachrücken/Nachnomination
gemäss § 127bis GpR

Nachrücken Ersatzmitglied und stille Wahl (wenn Wahlen stattgefunden ha-
ben und es noch (nicht gewählte) Personen auf der Liste hat, welche nach-
rücken können)

Infolge Demission (oder durch Nachrücken) scheidet [Name, Vorname, Par-
tei] per [Datum] als Ersatzmitglied des Gemeinderates aus. Gemäss § 127bis

Absatz 1 i.V.m. § 126 Absatz 1 des Gesetzes über die politischen Rechte
(GpR) erklärt die Gemeindeverwaltung als Ersatzmitglied als gewählt, wer
auf der betreffenden Liste unter den Nichtgewählten am meisten Stimmen
erzielt hat.

Für den Rest der Amtsperiode 20xx-20xx wird somit [Name, Vorname, Par-
tei] der Liste […] per [Datum] als Ersatzmitglied des Gemeinderates der EG
[…] als gewählt erklärt.

oder

Nachnomination Ersatzmitglied und stille Wahl (wenn kein Nachrücken
möglich ist)

Infolge Demission (oder durch Nachrücken) scheidet [Name, Vorname, Par-
tei] per [Datum] als Ersatzmitglied des Gemeinderats aus. Auf Antrag der
betreffenden Liste oder der Gemeinde fordert die Eingabestelle die Listen-
vertretung auf, innert Frist einen Wahlvorschlag einzureichen (§ 127bis Abs.
1 i.V.m. § 127 Abs. 1 GpR).
Gemäss § 127bis Absatz 1 i.V.m. § 127 Absatz 3 des Gesetzes über die politi-
schen Rechte (GpR) gilt die vorgeschlagene Person als in stiller Wahl als Er-
satzmitglied gewählt.

Gemäss Wahlvorschlag der Liste […], eingegangen am [Datum], wird somit
für den Rest der Amtsperiode 20xx-20xx per [Datum] als Ersatzmitglied des
Gemeinderates der EG […] als gewählt erklärt:

Name Vorname, Jahrgang, Beruf, Partei

[Ort, Datum] GEMEINDEVERWALTUNG […]
Gemeindeschreiber/-in:

Rechtsmittel:
Beschwerde an das Verwaltungsgericht (eingeschrieben) innert drei Tagen
seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, spätestens jedoch am dritten
Tag nach der Publikation der stillen Wahl mit öffentlichem Anschlag (oder
im Publikationsorgan der Gemeinde) (§§ 157 und 160 GpR).
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Anhang 12:
Vorkommnisse aus vergangenen Wahljahren

Wir sind bestrebt, die Wahlen zu optimieren. Aus diesem Grunde führen wir
nachfolgend ein paar Vorkommnisse / Fehler aus vergangenen Wahljahren
auf, aus welchen die Lehren zu ziehen sind:

 Wahlzettel für Majorzwahlen wurden mit dem Kandidatenamen vorge-
druckt (anstelle der leeren Linie; Muster im Anhang 8).

 Auf Proporz-Wahlzettel wurden nicht so viele Linien (Kandidaten +
leere Linien ≠ Anzahl Gemeinderatssitze) aufgeführt wie Sitze zu verge-
ben sind oder die Anzahl leere Linien auf dem Wahlzettel ohne Partei-
bezeichnung war falsch (siehe Fussnoten Muster im Anhang 7).

 Ein Briefkasten in einem Ortsteil wurde nicht geleert oder in einem
Schrank wurden noch Zustellkuverts gefunden. In der Folge mussten
Nachzählungen angeordnet und die Ergebnisse berichtigt werden.
Wir ersuchen daher die Gemeindeverwalter-/innen, darauf zu achten,
dass alle Zustellkuverts den Wahlbüros übergeben werden.

 Stimmberechtigte haben das Wahlmaterial doppelt erhalten. Grund: Pa-
pierstau bzw. Druckerfehler beim Ausdrucken der Stimmrechtsausweise
/ mangelnde Kontrollen.

 Zudem wurde in einigen Bürger- oder Kirchgemeinden Wahlmaterial
versandt, obwohl die Adressaten nicht (mehr) stimmberechtigt waren.
Grund: Die Stimmregister dieser Bürger- und Kirchgemeinden wurden
nicht laufend nachgeführt (Wegzüge oder Kirchenaustritte waren nicht
erfasst).

 Die Wahl- und Abstimmungsbriefkästen waren zu klein und überquol-
len (z.T. wurden sie ins Paketfach gelegt, wo sie jeder entwenden
konnte). Oft stand nur der Privatbriefkasten des Gemeindeschreibers
bzw. der Gemeindeschreiberin zur Verfügung. Wir empfehlen grosse
Wahl- und Abstimmungsbriefkästen beim Schul- oder Gemeindehaus
einzurichten, welche nur zwei Personen miteinander (z.B. der Gemein-
deschreiber und/oder der Wahlbüropräsident und/oder der Vizepräsi-
dent) öffnen können. Damit kann allfälligem Misstrauen in jenen Fällen,
in welchen der Gemeindeschreiber/die Gemeindeschreiberin selbst in
der Wahl steht, begegnet werden. Die Leerung der Briefkästen ist in ge-
nügender Frequenz sicher zu stellen. Die letzte Leerung hat unmittelbar
nach Ablauf der Abgabefrist am Samstagabend (nicht erst am Sonntag-
morgen) zu erfolgen (die genaue Zeit wurde durch die Gemeinde be-
stimmt).

 In einigen Gemeinden war es relativ einfach, Wahlersatzmaterial und
Zustellkuverts zu erhalten. Solches Material sollte unter Verschluss ge-
halten werden. Ersatz-Stimmrechtsausweise sind nur gegen Identitäts-
nachweis auszuhändigen. Verlorene Stimmrechtsausweise verlieren ihre
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Gültigkeit, weshalb Ersatz-Stimmrechtsausweise als solche zu kennzeich-
nen sind. Wir ersuchen Sie, eine Liste mit denjenigen Stimmberechtigten
zu erstellen, welche Ersatzausweise bezogen haben. Diese Liste ist den
Wahlbüros vor dem Urnengang zu verteilen.

 Die Wahlzettel der Beamtenwahlen waren auf der Rückseite nicht ent-
sprechend bezeichnet und konnten - wenn mehrere Beamte zu wählen
waren - nicht voneinander unterschieden werden.

 Da von bestimmten Parteien zu wenig Wahlpropagandamaterial vorlag,
erhielten einige Stimmberechtigte nicht alle Wahlprospekte und Wahl-
zettel. Wir empfehlen Ihnen, das Einpacken des Wahlmaterials sofort zu
stoppen, wenn nicht mehr genügend Prospekte von jeder Sorte vorlie-
gen. Zuerst ist zu prüfen, ob nicht irgendwo in einem Raum noch abge-
lieferte Schachteln stehen. Wenn nicht, ist die betreffende Partei aufzu-
fordern, die fehlende Anzahl innert nützlicher Frist nachzuliefern.

 Das Wahlmaterial wurde fehlerhaft eingepackt. Wenn Hilfspersonen
eingesetzt werden, sind diese durch den Gemeindeverwalter/die Ge-
meindeverwalterin zu überwachen. Wird ein Fehler festgestellt (z.B. feh-
lende Wahlzettel, fehlende Broschüren) sind die Stimmberechtigen um-
gehend mittels Schreiben an alle Haushalte zu informieren. Fordern Sie
die Stimmberechtigten dazu auf, das Material zu kontrollieren (falls
Ausmass nicht klar feststeht) und machen Sie sie darauf aufmerksam,
dass fehlendes Material bei der Gemeindeverwaltung bezogen werden
kann.

 In den Wahlbüros dürfen nur Personen amten, welche in der Gemeinde
Wohnsitz haben und stimmberechtigt sind.
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Anhang 13:
Fristentabellen

eidgenössische
Abstimmungen

kantonale und regionale
Abstimmungen

kommunale Abstimmungen

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa Einberufung Urnengang1) Einberufung Urnengang1) Einberufung Urnengang1)
So

Mo Material an Gemeinde Material an Gemeinde
Di

Mi

Do

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa Material an Stimmb. / Beginn briefl. Material an Stimmb. / Beginn briefl. Material an Stimmb. / Beginn briefl.
So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr 1. Urnenöffnungstag 1. Urnenöffnungstag 1. Urnenöffnungstag
Sa 2. Urnenöffnungstag/Ende briefl. 2. Urnenöffnungstag/Ende briefl. 2. Urnenöffnungstag/Ende briefl.
So Abstimmungstag Abstimmungstag Abstimmungstag

 _______________

1) spätestens.
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Nationalratswahlen kant. und reg. Proporzwahlen kommunale Proporzwahlen
Mo
Di
Mi

Do
Fr

Sa Einberufung Urnengang1)

So

Mo Anmeldefrist/Wahlvorschläge1)

Di

Mi Beginn Auflage
Do

Fr Ende Auflage
Sa

So

Mo Ablauf Bereinigungsfrist
Di
Mi

Do
Fr

Sa Einberufung Urnengang1) Einberufung Urnengang1)

So

Mo
Di

Mi
Do

Fr
Sa

So

Mo Anmeldefrist/Wahlvorschläge1) Anmeldefrist/Wahlvorschläge1)

Di
Mi Beginn Auflage Beginn Auflage
Do
Fr Ende Auflage Ende Auflage
Sa
So

Mo Ablauf Bereinigungsfrist Ablauf Bereinigungsfrist
Di

Mi
Do

Fr
Sa

So

Mo Material an Gemeinde Material an Gemeinde Wahlprospekte an Gemeinde
Di
Mi

Do
Fr

Sa
So

Mo
Di

Mi
Do

Fr

Sa Material an Stimmb. / Beginn briefl. Material an Stimmb. / Beginn briefl. Material an Stimmb. / Beginn briefl.
So

Mo
Di
Mi

Do
Fr

Sa
So

Mo
Di

Mi
Do

Fr
Sa

So

Mo
Di
Mi

Do

Fr 1. Urnenöffnungstag 1. Urnenöffnungstag 1. Urnenöffnungstag
Sa 2. Urnenöffnungstag/Ende briefl. 2. Urnenöffnungstag/Ende briefl. 2. Urnenöffnungstag/Ende briefl.
So Wahltag Wahltag Wahltag

 _______________

1) Spätestens.
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1. Wahlgang Majorz /
auf Ausschreibung1)

1. Wahlgang Majorz /
 § 45 Abs. 1 GpR

Mo
Di
Mi
Do
Fr

Sa Einberufung Urnengang2) Einberufung Urnengang3)

So
Mo

Di

Mi
Do
Fr
Sa
So

Mo Anmeldefrist / Wahlvorschläge3) / Material an Gemeinde Material an Gemeinde
Di
Mi
Do
Fr
Sa
So
Mo
Di
Mi
Do
Fr

Sa Material an Stimmb./ Beginn briefl. Material an Stimmb./ Beginn briefl.

So

Mo
Di
Mi
Do
Fr
Sa

So
Mo
Di
Mi
Do
Fr
Sa
So
Mo
Di
Mi
Do

Fr 1. Urnenöffnungstag 1. Urnenöffnungstag

Sa 2. Urnenöffnungstag/ Ende briefl. 2. Urnenöffnungstag/ Ende briefl.

So Wahltag Wahltag

kursiv = Beispiel / Frist wird von der Einberufungsbehörde festgelegt. Die Frist für die briefliche Stimmabgabe darf
bis auf eine Woche verkürzt werden (§ 62 GpR).

 _______________

1) Ausschreibung vor oder zusammen mit der Einberufung.
2) Spätestens bei kommunalen Wahlen. Bei regionalen oder kantonalen Wahlen aufgrund des

Termins der Lieferung des Materials an die Gemeinden immer früher.
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2. Wahlgang Majorz
ordentliche Fristen (regional + kt.)

2. Wahlgang Majorz
SR1) / verkürzte Fristen

2. Wahlgang Majorz
Kommunale Wahlen (§ 45bis GpR)

Mo
Di
Mi
Do
Fr
Sa

So 1. Wahlgang 1. Wahlgang
Mo
Di Mitteilung Rückzug2) und Anmeldefr. für
      neue Kand.3)

Mitteilung Rückzug

Mi
Do
Fr
Sa
So 1. Wahlgang

Mo Material an Gemeinde5) Anmeldefr. für neue Kand.3) / Material
an Gemeinde5)

Di
Mitteilung Rückzug2)und Anmeldefr. für
neue Kand.4)

Mi
Do
Fr
Sa
So
Mo
Di
Mi
Do
Fr Offizielles Wahlmaterial an Gemeinde5)6)

Sa Material an Stimmb./ Beginn briefl.5) Material an Stimmb./ Beginn briefl.5)

So
Mo
Di
Mi
Do
Fr
Sa Material an Stimmb./ Beginn briefl.6)

So
Mo
Di
Mi
Do
Fr
Sa
So
Mo
Di
Mi
Do

Fr 1. Urnenöffnungstag 1. Urnenöffnungstag 1. Urnenöffnungstag

Sa 2. Urnenöffnungstag/
Ende briefl.

2. Urnenöffnungstag/ Ende briefl. 2. Urnenöffnungstag/ Ende briefl.

So Wahltag Wahltag Wahltag

Kursiv = Beispiel: Frist wird von der Einberufungsbehörde festgelegt. Die Frist für die briefliche Stimmabgabe darf bis auf eine Woche ver-
kürzt werden (§ 62 GpR).

 _______________

1) Der zweite Wahlgang der Ständeratswahlen findet spätestens innert 5 Wochen nach dem
ersten Wahlgang statt (§ 31 Buchstabe b Satz 2 GpR). Andere Zweitwahlgänge können auf-
grund der Fristen frühestens 4 Wochen nach dem ersten Wahlgang stattfinden. Wenn mög-
lich ist der Termin so zu legen, dass der Zweitwahlgang mit einer anderen Wahl oder Abstim-
mung durchgeführt werden kann.

2) Ein Rückzug der Kandidatur ist der Eingabestelle spätestens bis am Dienstag nach dem Wahl-
tag, 21.00 Uhr, schriftlich mitzuteilen (§ 46 Abs. 2 GpR).

3) Unabhängig von einem Rückzug und einer Parteizugehörigkeit können sich neue Kandida-
ten und Kandidatinnen bis am übernächsten Montag nach dem Wahltag für den zweiten
Wahlgang anmelden.

4) Bei einem Rückzug der Kandidatur kann die Partei oder Gruppierung, zu welcher sich die
verzichtende Person bekannt hat, einen Ersatz vorschlagen. Der Wahlvorschlag erfolgt nach
§ 43 und ist spätestens bis am Dienstag nach dem Wahltag, 21.00 Uhr, bei der Eingabestelle
einzureichen (§ 46 Abs. 3 GpR).

5) Für zweite Wahlgänge legt die Einberufungsbehörde die Frist für die Lieferung des Materials
an die Gemeinden und die Zustellfrist an die Stimmberechtigten fest; die Frist für die briefli-
che Stimmabgabe darf bis auf eine Woche verkürzt werden (§§ 62, 65 und 66 je Abs. 1 Satz 2
GpR). Finden Zweitwahlgänge innert 5 Wochen nach dem Wahltag statt, ist das Wahlmate-
rial per A-Post oder Boten zuzustellen (§ 61 Abs. 1bis GpR).

6) Für Zweitwahlgänge der Ständeratswahlen wird kein Propagandamaterial versandt.
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